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0. C. Landtags⸗Verhandlungen. 
73. Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 23. Juni. 

11 Uhr. Am Miniſtertiſche Campbauſen, Achenbach Friedenthal, Miniſte⸗ 
rialdirector Weishaupt, Geheime Rathe Rötger, Herrfurih u. A. 

Dem Hauſe ſind zwei neue Vorlagen, betreffend die Errichtung von 
Ratbsſtellen bei dem Oberverwaltungsgericht und die Erbö: 

ung des Maximal⸗Unterſtützungsſatzes für die hilfsbedürftigen 

nbaliden aus den Kriegen der Jahre 1813 bis 1815 zugegangen. — 
as Haus nimmt die Mittheilung mit lebhafter Unruhe entgegen. 

Auf der Tagesordnung ftebt zunächſt die erſte Berathung des Geſetzent⸗ 
wurfs, betreffend die Uebernahme einer Zinsgarantie des Staates für 
eine Prioritälsanleihe der Berlin⸗Dresdener Eiſenbahngeſellſchaft bis zur 
Höhe von 23,100,000 Mark. k 

Abg. Windthborſt (Bielefeld): Bei der Beurtheilung dieſer und ähnlicher 
Vorlagen werden wir uns lediglich die Frage vorzulegen haben, ob die Er⸗ 
werbung der betreffenden Bahn im Staatsintereſſe als geboten oder wenig. 
ſtens als jebr zweckmäßig anerkannt werden muß. Ich glaube nicht, daß 
die Mitglieder dieſes Hauſes der Anſicht find, wie dies vielfach außerhalb 
des Hauſes geſchiebt, daß wir auf die Vorgeſchichte der Bahn eingehen und 
mit Rückſicht hierauf die Vorlage ablehnen würden. Das Studium der 
Gründungsgeſchichte bietet bier allerdings mehr dunkle Punkte, wie bei irgend 
einer der früheren Bahnen; aber wir haben um ſo weniger Veranlaſſung, 
darauf näher einzugehen, als ein Theil der bei der Gründung Beiheiligten 
jetzt, wenn auch aus anderen Gründen, mit dem Staatsrichter in Colliſion 
gekommen iſt, und wir nicht zu den Hetzereien beitragen wollen, welche leider 
von Seiten der Preſſe in ſtarkem Maße ſtatthaben und zwar von einer 
Seite, die durchaus ſelbſt nicht frei von Schuld geweſen iſt. In den Motiven 
wird nun ausdrücklich erklärt, daß die Regierung nicht in der Lage geweſen 
ſei, den Rentabilitätswerth der Bahn auf ſichern Grundlagen zu ermitteln; 
und ich bin Überzeugt, daß es auch der Budgetcommiſſion innerhalb der paar 
Tage. die uns noch übrig find, nicht möglich ſein wird, eine richtige Prüfung 
des Unternehmens eintreten zu laſſen. 

Dies würde ſchon allein ein genügender Grund für uns zur Ablehnung 
fein müͤſſen. Aber es tritt noch ein Weiteres hinzu, daß nämlich von Seiten 
der Staatsregierung abſolut keine triftigen Gründe für den vorliegenden 
Vertrag angegeben worden ſind. Da wird in den Motiven geſagt, daß die 
Bahn ziemlich fertig geſtellt und gut gebaut ſei, daß ſie ein zweites Geleiſe 
erhalten, daß fie 23 Meilen lang ſei u. ſ. w. Das iſt nun Alles ſehr ſchön, 
aber zu der Garantie für dies Unternehmen kann uns dies doch nicht beſtimmen. 
Der entſcheidende Grund für die Regierung iſt allerdings der, daß mit der 
vorliegenden Bahn eine Verbindung mit Cachſen bergeſtellt und dadurch ein 
gewiſſer Einfluß auf die ſächſiſchen Bahnen geſichert werde; aber einen ſolchen 
Einfluß baben wir an ſich ſchon, und ſo fällt auch dieſer Grund er 
Ein dritter Grund für uns zur Ablehnung der Vorlage iſt ein mehr for: 
meller. Wir haben ſeiner Zeit die Vorlage über die Halle⸗Sorau⸗Gubener 
Bahn mit aus dem Grunde angenommen, weil wir erwarteten, daß keine 
weitere derartige Vorlage noch in dieſer Seſſton gemacht werden würde. 
Wir ſtehen jetzt am Schluſſe einer langen Seſſion, und wir konnen nicht 
mehr die Verantwortung für ein Unternehmen auf uns laden, deſſen Ren⸗ 
tabilität äußerſt zwaifelbaft iſt. Ein Nebenpunkt, der auf viele Mitglieder 
nicht ohne Einfluß geblieben iſt, der aber meine Freunde nicht zur Ableh⸗ 
nung beſtimmen könnte, iſt das Verhältniß der Directoren zu der Bahn und 
die exorbitante Entſchädigungsforderung, welche dieſe Herren zu ſtellen für 
anſtändig gefunden haben, indem fie, die nur vier Jahre im Amte geweſen 
fu, jetzt ein lebenslängliches Gehalt von 13,000 Thaleın beanſpruchen. Es 
ft allerd ein febr bedenklicher Schritt, wenn wir durch die Annahme 
dieſer Vorlage derartige Forderungen ſanctioniren. 
andere Directoren ein bedenkliches Präcedenz, einen ähnlichen Weg zu ber 
schreiten. Ich mache der Regierung keinen Vorwurf, daß fie der Berlin: 
Dresdener Bahn als einer Concurrenzbabn für die Anhalter Bahn die Con: 
ceſſion ertheilt hat; aber mit Rückſicht auf die finanzielle Verantwortlichleit. 
welche wir jetzt auf uns nehmen würden, bitte ich Sie wie zweite Leſung der 
Vorlage im Plenum vorzunehmen und abzulehnen. g 

Handels miniſter Dr. Achenbach: Die Staatsregierung hat bei der vor⸗ 
geſchrittenen Zeit nicht ohne Bedenken dieſe Vorlage an das hohe Haus 
gebracht; allein ſie hat es für ihre Pflicht gehalten, in Rückſicht auf den 
Stand der Verbandlungen in den letzten Monaten. Ungefähr im Februar 
des laufenden Jahres zeigte die Berlin⸗Dresdener Bahn an, daß ihre Ver⸗ 
mögensverhältniſſe forigeſetzt ſehr verwickelte ſeien, daß ihr Schuldenſtand 
nur ſchwer noch zu reguliren ſei und daher ein Weg gefunden werden müſſe, 
um dieſer üblen Lage abzubelfen. Es wurde erwähnt, daß Seitens der 
Bexlin⸗Anhalter Bahn Offerten an die Dresdener Bahn bezüglich einer 
ewigen Uebernahme des Betriebes gerichtet ſeien. Kurze Zeit, nachdem dieſe 
Eingabe an die Regierung gelangte, beſchied ſie die Berlin, Dresdener Eifen: 
bahn⸗Direction dahin, daß im Intereſſe des öffentlichen ge ein der⸗ 
artiges Abkommen nicht genehmigt werden könne. Obgleich dieſer Beſcheid, 
ergangen auf Grund eines deſonderen Staats miniſterialbeſchlußes, auch der 
Berlin⸗Anhalter Bahn mitgetheilt wurde, ſetzte man dennoch die Verhand⸗ 
lungen fort und die Berlin⸗Anhalter Eiſenbahngeſellſchaft antwortete, daß 

e ſich nicht veranlaßt ſehe, dieſem Beſcheid zu entſprechen, vielmehr die 

age der Beſchlußfaſſung ihrer Actionäre unterwerfen müſſe, die Staats⸗ 
regierung werde entſcheiden können nach Vorlegung eines durch den Beſchluß 
der Generalverſammlung formulirten Vertrages. Inzwiſchen iſt dieſe An⸗ 
gelegenheit ins Stocken geratden und von der Tagesordnung der General⸗ 
a ang zac worden. Nun bat die Berlin⸗Dresdener Bahn in 
Rückſicht auf ihre Situation der Regierung Anträge gemacht, ob der Staat 
nicht geneigt ſei, die Bahn zu erwerben. Die Regierung hat ſich in Folge 
deſſen über die finanzielle Lage der Geſellſchaft zu unterrichten geſucht und 
vorbehaltlich der Genehmigung dieſes hohen Hauſes der Zerlin⸗Dresdener 
Geſellſchaft die Offerte gemacht, daß fie für praeter propter 7% Millionen 
Thaler die Bahn zu kaufen gewigt ſei. Da aber das Minimum der Forderung 
der Berlin Dresdener Geſellſchaft in einer Summe von 12 Mil. Thaler 
beſtand, jo iſt der Antrag von der Direction abgelehnt und aus dem Kauf⸗ 
* nichts geworden. 


dieſem Stande der Dinge iſt nun der Weg in Betracht gezogen 
worden, Balder der gegenwärtigen Vorlage zu Grunde liegt. Die Verhand⸗ 
lungen ſind bis in die letzten Ka a und Be die anftrengende 


Thätigkeit der betheiligten Beamten zum Abſchluß gebracht. Was nun das 

Verhältniß zur Anballer Bahn betrifft, fo iſt über die Entſcheidung der Re⸗ 

gierung vielfach eine unliebſame Kritik in der Preſſe ausgeübt worden. J 
elbſt kann über dieſe Sache mit größter Objectivilät ſprechen, weil ich die 
Dresdener Bahn weder conceſſionirt habe, noch an ihrer Entitehung irgend 
einen Antbeil beige. Ich urtbeile Über das fogenannte Concurrenzprincip 
bei Privat-Eiſenbahnen dielleicht anders wie manche in dieſem hohen Haufe. 
Dieſes Princip iſt, wie die Erfahrungen anderer Lander beweiſen, ziemlich 
lahm und nur dann von Bedeutung, wenn der Regierung eine Einwirkung 
auf die Privalbahnen zusteht. Wenn nun aber die Staatsregierung die 
Berlin⸗Dresdener Bahn, die als Concurrembahn im Intereſſe des öffent: 
lichen Verkehrs conceſſtonirt worden iſt, ſchon dor wenigen Jahren in die 
Hände der Anhalter Bahn gelangen ließ, jo würde fie allerdings einen ſehr 
eigentbümlichen Standpunkt eingenommen haben. Es war das für die Re⸗ 
erung ein nicht acceptabler Standpunkt und deshalb ift au ihr abſchlag⸗ 
cher Beſcheid an die Berlin⸗Dresdener und meiter an die Berlin⸗Anbalter 
Bahn ergangen. Das bohe Haus wird dieſen Standpunkt billigen. Denn 
bier bat in der 1 5 das Concurrenzprincſp eine weſentliche Bedeutung, 
weil nach Lage der Dinge der Staatsregierung eine Einwirkung zugeſtanden 
ift, die ſich dahin geltend macht, daß fie die einmal beſtehende Concurrenz im 
Intereſſe des öffentlichen Verkehrs beibehalten will. Bei einer ſolchen Lage 
der Dinge mußte ſich die Staatsregierung Überlegen, welche Stellung fie zu 
dieſer Angelegenheit einzunehmen habe. 

Von den Gründen, die der Vorredner angeführt bat, glaubte er doch 
wohl ſelbſt kaum ernſtlich, daß fie die Regierung geleitet hätten. Der 
eigentliche Grund ift der, daß ſie der Meinung war, daß ſich hier eine gute 
Gelegenheit darbiete, ein an ſich dem öffentlichen Verkehrsintereſſe nützliches 


Wir geben damit für tro 


Siebenundfünſzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Unternehmen in die Hände des Staats zu bringen, daß dieſe Gelegenheit 
um ſo weniger vorübergehen zu laſſen ſei, weil der abzuſchließende Vertrag 
in der That auch nach anderer Richtung dem Staat weſentliche Vortheile 
bringt. Wenn Sie bedenken, daß wir die ewige Verwaltung in die Hand 
bekommen, daß die jetzt 8. leiſtenden Zuſchüſſe, ſowie die Gelder, welche für den 
Bau der Bahnhöfe in Berlin und Dresden verausgabt werden, bei einem 
ſpäteren Erwerb der Bahn vom Kauſpreis abzuziehen ſind, ſo glaube ich 
meinestheils die Anſicht ausſprechen zu dürfen, daß das Unternehmen als 
ein finanziell vortheilbaftes zu charalteriſiren iſt. Wenn der Herr Vorredner 
bervorhebt, daß wir ſelbſt noch unſicher in Bezug auf die Rentabilität find, 
ſo iſt das nur in dem Sinne, daß wir zweifelhaft ſind, ob wir dieſelbe nicht 
zu niedrig veranſchlagt haben, dagegen find wir darüber durchaus nicht in 
Zweifel, daß fie ſich überhaupt rentiren und dem Staat hiermit abſolut kein 
nanzielles Opfer angeſonnen wird, wäbrend auf der andern Seite das 
oͤffentliche Verkehrsintereſſe es entſchieden bedingt, daß dieſe Bahn nicht in 
die Hände der concurrirenden Bahnen gelange, daß fie ſich vielmehr am 
zweckmäßigſten in der Hand des Staates befinden wird. Dieſe Gelegen⸗ 
beit vorübergehen zu laſſen, glaubte die Regierung nicht verantworten zu 
können; ſie iſt forigefeßt der Ueberzeugung, daß es nützlich für das Land 
ſein wird, wenn Sie die Vorlage annehmen. 

Abg. Graf Limburg⸗Stirum: Die Vorlage iſt für mich eine äußerſt 
antipathiſche, aber trotzdem kann ich mich nicht dazu verſtehen, die Vorlage 
ohne Weiteres abzulehnen, ſondern ich muß entſchieden eine genaue Prüfung 
wünſchen. Maßgebend für mich find nur die Geſichtspunkte, ob die betref⸗ 
fende Linie in das allgemeine Staatseiſenbahnproject gehört und ob die 
Regierung damit einen Einfluß auf andere Bahnen in die Hand bekommt, 
den ſie im allgemeinen Intereſſe haben muß; finanzielle Gründe können mich 
dagegen gar nicht beſtimmen. In Bezug auf das Erſtere hat uns allerdings 
die Regierung noch keine entſcheidenden Gründe vorgeführt, aber die Com: 
miſſion wird ja dies klar legen können. Ich beantrage deshalb, die Vor⸗ 
lage an die Budgetcommiſſion zu verweiſen, jedoch nicht in dem Sinne, um 
ihr ein anſtändiges Begräbniß zu bereiten, ſondern um fie einer genauen 
Prüfung zu unterwerfen. Wenn man ſich auf den Punkt der Forderung 
von Seiten der Directoren bezieht, ſo finde ich dieſe auch durchaus nicht 
ſchön, beſonders aber von Seiten eines früheren Miniſterialbeamten, eine 
hoͤbere Summe jährlich zu verlangen, als fie ein Miniſter bekommt (Hört! 
Hörth, aber man muß doch berückſichtigen, daß die Herren bei einem eventuellen 
Concurfe ihre Forderung ebenfalls befriedigt erhalten werden. (Lebhafter 
Widerſpruch.) 

Reg.⸗Commiſſar Geh. Finanzrath Rötger: Wenn die vorliegende Bahn 
in Concurs geräth, jo beſtehen zwei Möglichkeiten für die Forderung der 
Directoren: entweder kauft eine andere Geſellſchaft die Bahn zu einem höhe: 
ren Preiſe an, als die jetzige Zinsgarantie beträgt, und dann werden die 
Directoren reichlich jo viel bekommen, wie fie jetzt fordern, oder jenes ge⸗ 
chiebt nicht, fo können die Directoren geſetzlich ihre vertragsmäßigen An⸗ 
ſprüche geltend machen, wie dies bei der Pommerſchen Centralbahn entſchie⸗ 
den iſt. Die Regierung kann die geſtellte Forderung allerdings durchaus 
nicht billigen, und die Regierungs⸗Commiſſarien haben ſich aufs Aeußerſte 
bemüht, die Directoren von ihrer Forderung abzubringen, aber fie haben ſich 
einfach auf den Rechtsſtandpunkt geſtellt und werden das Weitere abwarten. 


Abg. Röckeratb: Meine Vorausſetzung, daß die Annahme der Halle ⸗ 
Sorau⸗Gubener Bahn eine Norm für alle hilfsbedürftigen preußiſchen Bahnen 
ſein würde, hat ſich leider erfüllt. Es handelt ſich wieder um eine Bahn, 
die nicht zu Stande kommen kann, für die aber ſchon angeblich eine andere 
Privatgeſellſchaft eine hohe Summe geboten bat, aber im Intereſſe des 
Staates zurückgewieſen iſt, und deren Rentabilität endlich uns für die Zukunft 
in den roſigſten Farben bingeſtellt wird, während die Gegenwart eine höchſt 

fe iſt. Wenn man einmal die Bahnen de den Staat erwerben will, 
fo ſollte man doch die Verhältniſſe klar legen und die hilfsbedürftigen Bahnen 
ſofort kaufen, anſtatt das vorliegende Syſtem durchzuführen, welches wirklich 
ein Selbstbetrug des Staates it. Mit demſelben zwingen wir den Staat, 
ſelbſt in eine zweifelbafte Concurrenz einzutreten, und wenn er dann die 
Bahn rentabel gemacht hat, jo. muß er fie für hodes Gekd erwerben. Zwei⸗ 
tens ſchaffen wir mit der Annahme deſſelben ein Pflaſter für die Wunden, 
welche von den ſogenannten ehrlichen Leuten geſchlagen worden, und hängen 
damit einen Schleier vor dieſe Vorgänge; ich bin der Meinung, daß man 
nicht dem Publikum ein Erkennen der Wohlthaten biermit verhindeit, welche 
es von den Gründern erhalten hat. Was nun die Eventualität des Con⸗ 
curſes anbetrifft, ſo hat ja die Regierung mit dem Recht der Conceſſion es 
in der Hand, das Unternehmen einer Geſellſchaft zu überlaſſen oder zu ver⸗ 
weigern. Ich bitte Sie aus allen dieſen Gründen, die zweite Leſung auf 6 
Monate zu verſchieben. 

Ahg Lasker: Das Schickſal der Vorlage ſcheint mir bereits entſchieden. 
Die Regierung bat keine Hoffnung, dieſelbe in dieſer Seſſion noch zur An⸗ 
nahme zu bringen. Beſchließen Sie heute, daß wir uns in der gegenwärti⸗ 
gen Seſſion nicht mehr mit dieſer Vorlage zu beſchäftigen haben. Einſt⸗ 
weilen würde ich nichts dagegen haben, die Sache in die Budget⸗Commiſſion 
zu ſchicken aus Furcht, daß bei der Anarchie, die zuweilen bei der Feſtſetzung 
der Tagesordnung berrſcht, möglicherweiſe der Beſchluß zu Stande kommen 
lönnte, die Sache wieder auf die Tagesordnung zu ſetzen. (Unruhe.) Das 
iſt Thatsache, daß der Regel nach, wenn man die Sache prüft, das Haus 
nicht mehr beſchlußfähig iſt, wenn nicht zufällig eine humoriſtiſche Rede des 
Abgeordneten Windthorſt das Publikum feſthalt. (Heiterkeit) Ich habe aber 
noch andere Gründe, die mir ernſtlich zu ſein ſcheinen. Wir dürfen uns in 
dem Ciſenbahnweſen nicht fo behandeln laſſen, daß wir nach und nach ein⸗ 
zelne Vorlagen bekommen und bei jeder eine beſondere Motivirung, warum 
dieſe ausnahmsweiſe anzunehmen ſei. Im vorigen Jahre iſt Enſchede ein⸗ 
geführt worden; man ſagle, das ſei eine ganz kleine Bahn, die möge man 
noch ſchnell abmachen. Die Rüdjihten, die damals für dieſe Bahn plaidirt 
wurden, find ein Jahr fpäter von der Regierung vollſtändig desavouirt wor⸗ 
den. Der Referent der Commiſſton ſagte damals, dieſe Bahn ſei beſonders 
reinlich, deswegen könne man fie annehmen, und in dieſem Jahre erklärte 
die Regierung, die Bahn ſei ſo ſchmutzig wie Halle⸗Sorau⸗Guben (Heiterkeit). 
In dieſem Jahre kommt nun Halle⸗Sorau⸗Guden. Da be man uns: Mit 
dieſer Bahn habe es eine ganz beſondere Bewandtniß, es lei eine Wellbahn 
und fie gehöre in den großen Plan hinein. Die Majorität des Hauſes 
wurde lediglich auf dieſer Baſis gewonnen. (Sehr wahr!) Nun kommt die 
Berlin: Dresdener Bahn. Für dieſe find jene beiden Motive nicht vorhan⸗ 
den. Sauber ift ihre Entwickelungsgeſchichte nicht, ſelbſt wenn man von dem 
Directorium abſieht — (Heiterkeit), obſchon der Abg. Windthorſt der Sache 


— 


ch doch Unrecht that, wenn er fie für die ſchmutzigſte erklärte. In dieſem Hauſe 


ſitzen die Preisrichter noch gar nicht, die bei einer ſolchen Concurrenz ent⸗ 
ſcheiden lönnen, wer den Sieg davon trägt. (Heiterkeit) 

Was nun aber überhaupt die Regierung in Zukunft mit dem Eiſenbahn⸗ 
ſyſtem vor hat, können wir heute nicht entſcheiden. Sie hat vom Abgeord⸗ 
netenhauſe die Vollmacht, wonach ſie an die Stelle des Staatseiſenbahn⸗ 
ſyſtems möglicherweiſe das Reichseiſenbahnſyſtem treten laſſen dann. Wir 
jedoch können nicht einzelnen Vorlagen unſere Bewilligung geben, ohne zu 
wiſſen, welches Ziel dabei verfolgt wird und unter Verſchweigung des Haupt⸗ 
motivs. Ich bin ein großer Freund der Ausdehnung der Staatsbahnen; 
aber, ſelbſt wenn die Seſſion reichlich Zeit gehabt hätte, ſo würde ich doch 
vielleicht * baben, das Haus möge einhalten, ſich wie das Kind, was 
fürchtet über die Brücke zu gehen, an der Hand ſchrittweiſe herüberführen zu 
laſſen. Laſſen Sie uns vielmehr als Männer verhandeln, ob wir das 
Syſtem und die Methode wollen. Zu Gunſten des Vertrages führt man 
auch an, daß die Regierung ſich in einer die Bahn ſchädigenden Weiſe gegen 
die Geſellſchaft benommen babe und wir den entstandenen Schaden nun 
wieder gut machen müßten. Ich proteſtire dagegen, daß wir verpflichtet 
wären, mit Staatsmitteln gut zu machen, was die Regierung durch ihre ein⸗ 
ſeitigen Regierungshandlungen und ohne unſere Zuſtimmung anderen an 
Schaden zugefügt hat. (Sehr gut!) Ich halte dafür, daß wir die Ange: 
legenheit ohne eingehende Prüfung weder annehmen, noch ablehnen. Der 
kürzeſte Weg iſt, die Vorlage in die Budgetcommiſſion hineinzuſchicken, um 
fie von da nicht mehr zur Verhandlung zurückzubekommen. Sollte das 
Haus dieſen Weg nicht annehmen, ſo würde ich dringend bitten, daß wir 


Sonnabend, den 24. Juni 1876. 


mit der zweiten Leſung dieſer Vorlage in der gegenwärtigen Seſſion ver⸗ 
ſchont bleiben. r - 

Finanzminiſter Camphauſen: Ich glaube, wenn die Regierung vor das 
Haus tritt mit dem Verlangen, die Zuſtimmung für eine Vorlage, wie die 
gegenwärtige zu geben, daß denn doch der geringſte Anſpruch, den ſie erheben 
kann, der iſt, daß das Haus ausſpricht, was es will. Es kann Nein ſagen, 
es kann Ja ſagen, aber keine Antwort zu geben, das würde meiner Mei⸗ 
nung nach der Stellung des Hauſes zur Regierung nicht entſprechen. Glau⸗ 
ben Sie denn, daß es uns ein beſonderes Vergnügen gewährt bat, in fo 
ſpäter Zeit der Seſſion mit dieſer Vorlage an das Haus beranzutreten; 
glauben Sie denn nicht, daß wir von bornberein auf den Einwand gefaßt 
waren, daß es ſchwer ſein würde, noch in dieſer Zeit Entſchluß zu faſſen ? 
Die Faſſung des Vertrages beweiſt es ja auch, daß wir ſogar auf eine Ab⸗ 
lebnung gefaßt waren (Hört! Hört!), aber ſelbſt dieſe Erwartung konnte uns 
nicht abhalten von der Einbringung: wir ſind nicht allein verantwortlich für 
das, was wir tbun, ſondern auch für das, was wir unterlaſſen; und bier 
liegt nun das Verhältniß ſo, daß eine Eiſenbahngeſellſchaft ſich nicht in der 
Lage fühlt, aus eigener Kraft die Fortführung des Unternehmens eintreten 
zu laſſen, und daß ſie ſich vertrauensvoll mit der Frage an den Staat wen⸗ 
det, ob und unter welchen Bedingungen er bereit ſei, die Fürſorge zu übers 
nehmen. Der Vorredner bertheidigt nun den Gedanken, daß alles nach ge⸗ 
wiſſen feſten Principien behandelt werden ſoll, und er macht der Regierung 
den Einwand: Wie können Sie verlangen, daß wir immer nur Bruchſtücke 
judiziren ſollen; aber wenn wir dieſe große Idee auf das Praktiſche anwen⸗ 
den, wie kommt die Sache da zu ſtehen? Die Münſter⸗Enſcheder Bahn war 
in ſolcher bilfsbedürftigen Lage im Seäbjabr 1875, und die Betbeiligten 
würden uns es wohl ſehr wenig Dank gewußt haben, wenn wir, ftatt ihnen 
zu helfen, die fühle Antwort gegeben hätten, wir müſſen erſt einen großen 
Plan machen, und wenn dieſer fertig it, vielleicht erſt nach mehreren Jab⸗ 
ren, kann die Hilfe eintreten. Im vorigen Jahre find wir in einer ähnlichen 
Lage mit der Halle⸗Sorau⸗Gubener Bahn geweſen, und ich habe es ſehr 
bedauert, daß wir nicht die Vorlage ſchon damals machen konnten und der 
ungewiſſe Zuſtand ſich vom Juli 1875 bis vor Kurzem hingezogen bat. 
Jetzt tritt das Verhältniß der Berlin Dresdener Bahn ebenſo an uns heran. 

Nun kann man von verſchiedenen Geſichtspunkten ausgehen und ſagen: 
was kümmert uns die Lage dieſer Bahn, mag ſie doch zu Grunde gehen, 
wir können uns jetzt nicht mehr damit beſchäftigen; die Regierung iſt aber 
jedenfalls der Anſicht, daß fie helfen muß und kann und daß fie hiermit 
auch zugleich den Vortheil des Staates wahrnimmt und fie nimmt daher 
die Häuſer des Landlags in Anſpruch. Wenn die Gründe auf politiſchem 


Gebiete von Seiten des Handelsminiſters nicht erörtert worden ſind und 


auch von mir nicht werden erörtert werden, ſo können dafür ſehr nahelie⸗ 
gende Gründe geltend gemacht werden. Von welcher Bedeutung es für uns 
ſein muß, eine direct von Berlin nach dem Herzen des Königreichs Sachſen 
führende Bahn zu erwerben, das müßte, wie ich glaube, für jeden polinſchen 
Kopf — und die bobe Verſammlung iſt ja nur aus ſolchen zuſammengeſetzt 
(Heiterkeit) — klar fein. Ich glaube, mir alſo wohl verſagen zu dürfen, 
dieſe Gründe eingehend zu erörtern. Was den andern Punkt anbetrifft, ob 
es zuläſſig ſein möchte, das Eigenthum und die Verwaltung der Bahn an 
die Berlin⸗Anhalter Eiſenbahngeſellſchaft übergeben zu laſſen, jo mußte dies 
die Regierung entſchieden verneinen. Es bleibt alſo nur noch die Frage, 
wird die Bahn die Verwaltung ſelbſt fortſetzen können oder wird fie Con⸗ 
curs machen. Das erſtere iſt nicht möglich, wenn wir aber das zweite, den 
Concurs, verbindern können, ohne dem Staat ein finanzielles Opfer zu 
machen, ſo ſcheint mir doch viel hierfür zu ſprechen. Der erſte Vorredner 
hat nun doch behauptet, daß dieſer Vertrag mit großen Opfern für den 
Staat verbunden ſein würve; ich bin der Ueberzeugung, daß er nicht das 
allergeringſte bringen wird. 

So wie der Vertragsentwurf liegt, geht die Regierung von der Anſicht 
aus, daß wir mit der Summe, für welche wir eine Zinsgarantie übernehmen 
ſollen, im Stande find, alle Schuldverhältniſſe der Geſellſchaft, auch die 
ir Verhältniſſe zu den Directoren zu ordnen, genügende Verträge für 
die Bahnhofsbauten, die noch theils auszuführen, theils zu berpollftändigen 
find, zu reſerviren; und da wir keine Verpflichtungen den Actionairen gegen⸗ 
über aufgenommen baben, jo wird noch aus dem Betrieb der Bahn ein 
Reinertrag zu er ielen fein, der ausreichend iſt, um das garantirte Capital 
von 23,100,000 Mark zu verzinſen. Die Geſellſchaft wird ja nach einigen 
Jahren vermöge der naturgemäßen Verkehrsentwickelung auf einen Stand⸗ 
punkt gelangen, um nicht allein die Zinſen zu decken, ſondern auch die dom 
Staate hergegebenen Summen zurückzahlen zu können. Sobald dies ein⸗ 
getreten iſt, iſt das financielle Opfer des Staates gleich Null; er hat dagegen 
die volle Beſugniß über das Eigenthum, und ferner die Befugniß, nach 15 
Jahren mit fi zu Rathe zu gehen, ob er die Bahn im eigenen Intereſſe 
erwerben kann oder nicht. Nun möchte ich doch glauben, wenn die Regierung 
vor die Alternative geſtellt wird, in der vorgeſchlagenen, für den Staat in 
keiner Weiſe mit financiellen Opfern verbundenen Art der Eiſenbahn zu 
belfen, wenn ſie in die Lage gebracht wird, eine Stellung ſich im Eiſendahn⸗ 
weſen zu ſichern, deren Bedeutung nicht zu unterſchätzen iſt, dann ſoerden 
Sie es der Regierung nicht verargen dürfen, daß Sie die Landesvertrelung, 
wenn auch in ſpater Stunde, in die Lage bringt, ihre Entſcheidung abzu⸗ 
geben. Falle dieſe Entſcheidung, wie fie wolle, wir glauben hiermit unfere 
Schuldigkeit gethan zu haben. (Beifall.) 

Es folgt die Berathung des Schreibens des Präſidiums des Staatsmini⸗ 
ſteriums, betreffend die Ernennung des Sta ee 
Auswärtigen Amte v. Bülow und des Präſidenten des Reichs⸗ 
tauzleramis Hofmann zu Staatsminiſtern und Mitgliedern 
a EL le 92 65 6 

Abg. Windthor eppen): Es iſt durch ein Schreiben des Staals⸗ 
Miniſteriums uns die Ernennung zweier preußiſcher Miniſter notificirt wor⸗ 
den obne weitere Mittheilungen über die Rechte und Pflichten derſelben. 
Wir find auf die allgemeinen Concluſionen angewieſen, welche ſich aus 
dieſem Schreiben ziehen laſſen. Der Vorgang ik aber jo außerordentlich 
wichtig, ex trifft jo den Lebensnerb des conſtitutionellen Princips, daß ich 
die Aufmerkſamkeit des Hauſes auf denſelben lenken muß. Ich erkenne an, 
daß die berufenen Perſonen die erforderliche Qualification zu einem ſolchen 
Amte beſitzen, und will auch nicht bemängeln, daß dieſelben Ausländer ſind; 
Preußen hat nicht zu feinem Schaden ſchon öfters tüchtige Kräfte aus frem⸗ 
den Landern in ſeine Verwaltung berufen. Ich weiß auch, daß es eine un⸗ 
beſtreitbare Prärogative der Krone iſt, allein die Miniſter zu ernennen und 
zu entlaſſen. Der Landtag muß den von der Krone Berufenen Zeit laſſen, ans 
Werk zu gehen und kann erſt, nachdem dies geſchehen, die innerhalb der ver⸗ 
faſſungsmäßigen Grenzen zuläſſige Kritik gegen dieſelben richten. Deshalb 
will ich keinen Angriff gegen die neu ernannten Miniſter richten, bevor dies 
ſelben ans Werk gegangen find, ich fürchte aber, daß wir ihr Werk zu ſehen 
— keine Gelegenheit haben werden. ch kann mir aus den Acten des 

auſes kein Bild von den Elementen zuſammenſtellen, aus denen das gegen ⸗ 
wärtige Miniſterium beſteht. So iſt uns keine Mittheilung darüber zuge⸗ 

angen, daß Herr Dr. Friedenthal zum Laudwiribſcha En imiſer ernannt iſt. 

ch zweifle zwar nicht daran (Heiterkeit), weil der „Staats Anzeiger“ es er 
zählt haben ſoll und weil wir uns ſchon öfter mit ihm hier in ſeiner amt⸗ 
lichen Eigenſchaft unterhalten haben. Jedenfalls ift es kurios, daß von fo 
wichtigen Staatsacten hierher keine Mütheilung gelangt. 

In dem Staatsbandbuche ſteht Dr. Delbrück nicht, der doch preußiſcher 
Miniſter war oder vielmehr noch iſt, denn von ſeiner Entlaffung haben wir 
teine officielle Kunde erhalten. Der Minifter Delbrück war nicht preußiſcher 
Miniſter und Mltglied des Staats miniſteriums generell, ſondern nur Ver⸗ 
treter des Fürſten Bismarck in den Sachen, welche Preußen und den Nord⸗ 
deuſchen Bund keſp. das Deutſche Reich A me betrafen. Daß dieſe 
Beſchränkung aufgehoben worden iſt, ift nicht bekannt geworden. Vielfach 
wird behauptet, daß es noch ein Mitglied des preußischen Staats miniſte⸗ 
riums gebe, nämlich den Chef der Admiralität, General von Stoſch. Der 
„Reichsanzeiger“ verkündet wenigſtens, daß er den Charakter eines preußi⸗ 
ei Staats miniſters erhalten habe. Obwohl ich das nur für einen Titel 
balte, womit die Mitgliedſchaft des Staatsminiſteriums nicht verknüpft ift, 
ich würde aber für eine Auftlarung darüber vom A ad aus ae: i 
dankbar fein. Weder die Organiſation des Miniſteriums enthält die Vers * 
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fen eigentlich nichts, fie berubt auf der geſetzlichen Entwickelung und den 
öniglichen Edicten von 1808. Nach dieſen „befteht das Staatsminiſterium 
aus verſchiedenen Reſſortminiſtern, welche im Collegium für die allgemeinen 
Staatsangelegenheiten Belehrung und Stärkung ſuchen. In den Eoicten 
ſteht nichts, was die Stellung derjenigen Miniſter definirt, die kein beſtimm⸗ 
tes Reſſort haben. In den preußiſchen Staatsminiſterien waren allerdings 
bereits früher ſchon Männer, welche kein nach Außen erkennbares Reſſort 
batten, am prägnanteſten trat das hervor bei dem Mitglied des Miniſteriums 
der neuen Aera v. Auerswald. Dieſer war der eigentlich leitende Miniſter 
und hatte viel ſpeciell preußiſche Angelegenheiten zu verwalten, über die ich 
ſelbſt mit ihm gelegentlich zu verhandeln hatte. Daß die jetzt ernannten 
Herren preußiſche Angelegenheiten verwalten werden, iſt nicht nachgewieſen, 
jedoch iſt kein beſtimmtes Reſſort nach unſerer jetzigen Geſchäftstheilung für 

e zu finden. Wir haben ſeit der Entſtehung des Norddeutſchen Bundes 

und des Deutſchen Reiches die allercurioſeſten ftaatliben Bildungen erlebt. 

; Es war richtig, daß Fürſt Bismarck zugleich Reichskanzler und Präſident 
des preußiſchen Staatsminiſteriums wurde. Dieſer bedurfte bei ſeinem 
baäufigen Urlaubsbedürfniß eines Vertreters; als ſolcher wurde der Miniſter 
Delbrück berufen, welcher den Fürſten in den Preußen und Deutſchland ge: 
meinſam betreffenden Angelegenheiten zu vertreten batte. Dann legte der 
Fürſt das Praſidium des preußiſchen Staatsminiſteriums nieder und blieb 
Nur preußiſcher Miniſter des Auswärtigen und Mitglied des Staatsminiſte⸗ 
riums; ihm folgte im Präſidium erſt proviſoriſch dann definitiv der älteſte 
Staatsminiſter Graf v. Roon. Das kurzlebige Miniſterium Roon ging bald 
in die Brüche und darauf erſchien Fürſt Bismarck wieder als Präſident des 
Staatsminiſteriums und präſentirte uns als Vicepräſidenten den Finanz⸗ 
miniſter Camphauſen. Damals entſtand bier die Frage, was dies bedeute 
in Bezug auf die Verantwortlichkeit der Miniſter und nicht ich allein erhob 
damals gegen dieſe Organiſation Bedenken. Jetzt iſt der entſcheidende Schritt 
geſcheben und es find Miniſter ohne Portefeuille berufen worden, welche nicht 
nur in den das Reich und Preußen gemeinſamen Angelegenheiten, ſondern 
in allen Beziehungen Sitz und Stimme im preußiſchen Miniſterium haben 
ſollen. Ob dieſe Herren dafür Emolumente beziehen, werden wir wohl beim 
nächſten Budget ſehen. Inwiefern dieſe Herren ſich dem Geſetze über die 
preußiſchen Staatsdiener unterwerfen konnten, ohne ihre Reichsſtellung zu 
berlegen, darüber gedenke ich fie ſelbſt im Reichstage zu interpelliren. Es 
iſt klar, daß durch dieſe Schwankungen und Manipulationen ohne Zuthun 
des Haufes Unſicherheiten in die Verhältniſſe der höchſten Landesbehörden 
kommen. Es iſt ferner zweifelhaft, ob Männer, die im Reiche zum Reichs⸗ 


klanzler im Verhältniß eines vortragenden Raths ftehen, im ae Mi⸗ 


niſterium ihm gegenüber die nöthige. Unabhängigkeit und Selbſtſtändigkeit 
werden bewahren können, oder ob ſie nicht lediglich das große Gewicht der 
Präfivialgewalt durch ihre Stimmen verſtärken werden. 

Bedenkt man die wichtigen Eiſenbahnfragen, ſo iſt es wenigſtens fraglich, 
ob bei ſolchem Uebergewicht des Reichs im preußiſchen Miniſterium die 
ſpeciell preußiſchen Interefien gebührende Rückſicht finden. Dieſer Nane 
kann nicht fortdauern, er iſt unverträglich mit dem conſtitutionellen Prinzip. 
Wenn wir in einen Conflict mit dem Miniſterium gerathen und das Mi⸗ 
niſterium trüt, weil die Majorität fi gegen daſſelbe erklärt hat, zurück, 
thun das dann die neuernannten Herren auch oder bleiben ſie als eiſerner 
Beſtand zurück? (Heiterkeit) Wenn das conſtitutionelle Syſtem Bedeutung 
baben ſoll, was bis jetzt bei uns nicht der Fall iſt, ſo muß die Homogenität 
des Miniſteriums klar ſein, und dies iſt jetzt nicht der Fall. Ich muß des⸗ 

alb ſagen, eine ſolche Organiſation widerſpricht, wenn auch nicht dem Buch⸗ 
taben, fo doch dem Sinne und Geiſte der Verfaſſung und der Entwickelung 
des conſtitutionellen Syſtems. Ich würde eine Reſolution dahin beantragen, 
daß wir die Regierung auffordern, uns in der nächſten Seſſion ein Geſetz 
über die Organiſation des Staats miniſteriums und die Miniſterverantwort⸗ 
lichkeit vorzulegen, wenn ſich meine Anträge bei der ſogenannten Majoritäts⸗ 
fraction einer größeren Gunſt erfreuten. Möge ein Anderer das thun, ich 
werde ihn unterſtützen. Sollte mir Manches in den preußiſchen Verhältniſſen 
nicht klar ſein, waz wegen der Dunkelheit der Acten des Hauſes und der 
Literatur in dieſer Beziehung möglich iſt, ſo werde ich für jede Belehrung 
dankbar fein. Vorläuſig beantrage ich die Berathung des vorliegenden 
Schreibens entweder in einem beſonderen Ausſchuß oder in der Juſtiz Com⸗ 
miſſion. (Beifall im Centrum.) . 

Finanzminiſter Camphauſen: Die Ernennung des Miniſters Frieden: 
thal iſt zu einer Zeit, wo das Haus nicht verſammelt war, erfolgt und im 
„Staatsanzeiger“ publicitt worden. Sollte eine beſondere Benachrichtigung 
des Hauſes durch ein Verſäumniß meinerſeits unterblieben ſein, ſo bitte ich 
um Entſchuldigung; es ſoll in Zukunft nicht wieder vorkommen. Der Ma⸗ 
rineminiſter v. Stoſch war weder, noch iſt er jetzt Mitglied des Staats⸗ 
miniſteriums. Der Miniſter Delbrück war ebenfalls nicht Mitglied des 
Staalsminiſteriums, ſondern nahm nur Theil an den Miniſterialberathungen 
uud hatte in beftimmten Fällen den Fürſten Bismarck mit feinem Votum 
zu vertreten. Dieſes Verhältniß hat auch aufgehört, und da über die Theil⸗ 
nahme des Miniſters Delbrück an den Miniſterialſitzungen keine Mittheilung 
an das Haus gelangt iſt, fo war dies auch beim Ausſcheiden nicht erforver⸗ 
lich. Gegenwärtig ſind die Herren v. Bülow und Hofmann zu Mitgliedern 
des Staatsminiſtetiums mit Sitz und Stimme ernannt worden. Der Bor: 
redner bat die formelle Befugniß der Krone zu einem ſolchen Vorgehen 

anerkannt, ſowie, daß die Verfaſſung keine ausdrückliche Beſtimmung in 

dieſer Beziehung enthält und richtig e ee daß das Minifterium 
der neuen Aerg, welches ſich beſonders die Wahrung des conſtitutionellen 

Syſtems zur Aufgabe machte, Miniſter ohne Portefeuille in ſeiner Mitte 

batle. Ich glaube auch, daß das Abgeordnetenhaus Gelegenbeit haben wird, 

die neuen Miniſter in ſeiner Mitte zu ſehen und gewiß wird der Miniſter 

v. Bülow bei der nächſten Etatsberathung den Etat des auswärtigen Amtes 

vor dem Hauſe vertreten. . i 5 

Wie dem auch fein mag, dieſelben haben den Eid auf die preußiſche Vers 
faſſung geleiſtet und werden das ihnen von Sr. Majeſtät übertragene Amt 
unter Wahrung der preußiſchen Intereſſen führen. Daß wir die furioſeſten 

Bildungen der Miniſterialverhältniſſe gehabt haben, kann ich zugeben, aber 

das liegt in der genetiſchen Entwickelung eines Staatsweſens, für das wir 

noch keine Analogie haben und bei welcher Niemand gleich am Anfange das 
allein Richtige treffen konnte. Daß eine Unſicherheit in der höchften Landes: 
behörde vorhanden ſei, muß ich beſtreiten, wir werden weiter nach den ge: 
meinſamen Zielen ſtreben und darin durch unſere neuen Collegen unterſtützt 
werden. Daß ſpeciell preußiſche Intereſſen in den Hintergrund treten, wie 
z. B. in der Eiſenbahnfrage, glaube ich nicht, dagegen werden ſich die eins 
— verantwortlichen Reſſortchefs ſchon wehren, ſelbſt wenn ihnen die 
ajorität des Staatsminiſteriums gegenüberſtände. Kann ein Minifter mit 
ſeiner Anſicht in einer wichtigen Frage ſeines Reſſorts im Staatsminiſterium 
nicht durchdringen, mein Gott! dann überläßt er fein Amt anderen Leuten. 

(Heiterkeit.) So würde es beiſpielsweiſe der Finanzminiſter machen. Der 

pofitive Gewinn der neuen Ernennungen bleibt noch zu erörtern. Da die 

Entwickelung Preußens nicht denkbar iſt ohne das Gedeihen des Reichs, ſo 

muß bei jeder Maßregel Preußens die Wirkung derſelben auf das Reich ins 

Auge gefaßt werden. Zum Beirath in ſolchen Fragen, welche an jeden 

Reſſortchef herantreten, ſind jene beiden Männer berufen. An Stelle des 

moralischen Einfluſſes meines hochverebrten kenntnißreichen Freundes Delbrück 

treten ſie mit einem beſtimmten Rechtsverhältniß. Die Krone war zu der 

Berufung befugt, conſtitutionelle Bedenken ſtehen derſelben nach unſerer 

Meinung nicht entgegen und jetzt wie vorher werden die preußiſchen Miniſter 

Gd) des großen deutſchen Vaterlandes unverwandt im Auge haben. 

eifall. 
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Reichskanzlers und des preußiſchen Miniſterpräſidenten in einer Perſon und 
dadurch daß die preußiſchen Miniſter meiſt Mitglieder des Bundesrathes 
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vieler europäifchen Länder einfach ſagen: Non liquet. Ebenfalls ‚Halt er 
den vom Abg. Hänel gebrauchten Ausdruck „Rückſichtsloſigkeit“ für den ge⸗ 
gebenen Fall zu ſtark und nicht gerechtfertigt. Nach der Geſchäftsordnung 
könne das Schreiben des Staatsminiſteriums an das Haus nur der Ge⸗ 
ſchäftsordnungscommiſſion überwieſen werden, welches er beantrage. Das 
ſchließe nicht aus, daß eine beantragte Reſolution einer beſonderen Commiſſion 
überwiefen werde. 

Abg. Virchow: Das non liquet des Abg. Gneiſt ſteht uns viel näber 
als die rückhaltsloſe Aeußerung des Miniſters, es handele ſich nur um Aus: 
führung einer königlichen Prärogative. Gegen dieſe gefährliche Auffaſſung 
muß ich proteſtiren. Eine genetiſche Entwickelung läßt ſich nicht beliebig auf 
Grund einer geſchriebenen Verfaſſung vollziehen und wenn der Reichskanzler 
derſelben gegenüber mit einer gewiſſen Beweglichkeit uns mit allerlei Expe 
rimenten beglückt, ſo brauchen wir uns denſelben nicht als bloßes Material 
zu fügen. In England iſt das Miniſterium der Executivausſchuß der par⸗ 
lamentariſchen Majorität, bei uns ſoll aber nach dem Willen des Miniſte⸗ 
riums eine artificielle Entwickelung au die Stelle der genetiſchen geſetzt 
werden. Dem Herrn Miniſter Camphauſen würde ich nach ſeinen Verſiche⸗ 
rungen gern ein ſolches genetiſches Experiment in die Hände legen, nament⸗ 
lich wenn jeder ſeiner Collegen die gleiche Verſicherung abgeben würde. 
(Heiterkeit.) Wir würden uns freuen, wenn das Miniſterium nur immer 
Naplang, mit der parlamentariſchen Majorität behielte, das ſcheint aber der⸗ 
jenige Minifter nicht zu thun, welcher durch Sturm und Drang der Con: 
fliet3jeit bis jetzt regiert und die Ausſicht hat, auch den Finanzminiſter über: 
zuregieren. (Heiterkeit.) Der Graf zu Eulenburg thut bier, als wenn er 
mit der Majorität einer Meinung wäre, während ex im anderen Hauſe eine 
ganz entgegengeſetzte Haltung einnimmt, um die Majorität in unwürdiger 
Weiſe zu beugen. Iſt das genetiſche Entwickelung? (Große Heiterkeit.) Der 
Miniſtervicepräſident ſagt uns zwar, wenn man mir das und das zumuthet, 
dann gehe ich; — ja wenn das ganze Ministerium das auch einmal ſagte! 
(Große Heiterkeit) Wir haben ja gar kein Miniſterium, ſondern nur eine 
Sammlung von Miniſtern (Heiterkeit), welche verſchiedene Grundſätze haben. 
Was Deutſchland für Nutzen davon baben ſoll, daß der Reichskanzler durch 
zwei Miniſter ohne Portefeuille — ſpäter vielleicht durch zehn — die Ma⸗ 
jorität im preußiſchen Miniſterium hat, iſt mir unerfindlich. Sollte ein 
reichsfeindliches Miniſterium in Preußen am Ruder ſein, ſo müßte der 
Reichskanzler die Beibehaltung ſeines Portefeuilles von der Entlaſſung eines 
ſolchen Miniſteriums abhängig machen. Anſtatt deſſen bekommen wir unter⸗ 
geordnete Beamte des Reichskanzleramtes zu preußiſchen Miniſtern. 

Es wäre vielleicht im Intereſſe der Nationalentwickelung wünſchenswertb, 
wenn der König von Baiern die beiden Herren ebenfalls in ſein Miniſterium 
berufen würde (Heiterkeit); es wäre vielleicht beſſer, als wenn fie in unſerm 
Miniſterium ſitzen (Heiterkeit). Und nun möchte ich doch auch die Frage 
aufwerfen: ſind denn in der That gerade die Perſonen, die man uns in das 
Miniſterium geſchickt hat, ſolche, von denen die deutſche Nation ihre Wieder⸗ 
geburt und Weiterentwickelung zu erwarten hat? (Sehr gut!) Hatten wir 
in Preußen kein Material, das ſich den Herren v. Bülow und Hofmann an 
die Seite ſtellen ließe? Müſſen wir wirklich bei den Beamten des Reichs⸗ 
kanzleramtes betteln gehen, um uns die Hilfe zu ſuchen, durch die unſer 
Miniſterium auf die richtigen Wege gebracht, um endlich Deutſchland zu ber: 
jenigen Stellung zu bringen, die es in der Welt haben fol? (Sehr aut!) 
Herr v. Bülow war einmal — wie glaubwürdig verſichert wird — mecklen⸗ 
burgiſcher Bundestagsgeſandter und ſoll als ſolcher ſehr ſegensreich — für 
die weitere Zukunſt des Bundestages geſorgt haben (Heiterkeit); dann ift er 
ſpäterhin bekanntlich in fein heimiſches Land, das Land der Erbweisheit 
reg zurückgekehrt und ob gerade von dorther am zweckmäßigſten große 
deulſche Gedanken in unſer Miniſterium importirt werden (Heiterkeit), das 
möchte ich dahingeſtellt fein laſſen. Es gilt bier daſſelbe, wie von Baiern: 
wenn unſer Miniſterium gelegentlich einmal Delegirte in das dortige Mi⸗ 
niſterium hineinſchickte, ſo würde das vielleicht für Mecklenburg wie für ganz 
Deutſchland viel zuträglicher fein, als die umgekehrte Maßregel (Heiterkeit). 
Was den Herrn Hofmann betrifft, ſo habe ich nichts Böſes über ihn zu ſagen 
(Heiterkeit), aber auch nichts beſonders Gutes. Ich glaube, daß wenig Be: 
weiſe vorliegen, daß gerade er dieſe höhere Potenz repräſentirt, die unſerem 
Miniſterium bis dahin fehlte (Heiterkeit). Alſo ſelbſt, wenn man ſich auf 
den Standpunkt der bloßen politiſchen Utilität ftells, iſt dieſes Experimentiren 
kein gedeihliches. Nach Artikel 45 der Verfaſſung ernennt und entläßt der 
König die Miniſter; daß er aber hiernach das Recht baben ſollte, beliebig 
viele Miniſter zu ernennen und in fchöpferifcher Fülle das Miniſterium mit 
immer neuen Elementen zu beſetzen, das möchte ich doch beſtreiten. Nur 
dadurch, daß man dieſen Miniſtern ohne Portefeuille kein Gehalt aus der 
preußiſchen Staatskaſſe zahlt, hat man verſuchen können, die künſtliche Inter des Bergbaues mit den Senkwaſſern ſuchte. Er beantragt deshalb, die Pe⸗ 
pretation durchzuführen, daß der preußiſche Landtag über dieſe Frage nicht] tition, ſoweit fie Schutz gegen weitere Zerſtörungen durch den Bergbau ver⸗ 
mitzuſprechen habe. 5 ; langt, der Regierung zur Berückſichtigung bei der empfohlenen Reviſion 

Nach meiner Auffaſſung kann die Beſtimmung der Verfaſſung keinen an⸗ des Berggeſetzes, und ſoweit fie Beſchwerde führt über das Zwangsverfahren 
deren Sinn haben, als daß der König die Prärogative hat, die Miniſter⸗ zur Ausführung von Vorarbeiten für eine geregelte Waſſerabführung, der 
ftellen, die vorhanven find, nach feiner Wahl zu ernennen und ſie wieder | Regierung zur Abhilfe zu überweiſen. x 
zu entlafien. Der Abg. Gneiſt bat auf Präcedenzfälle bingewieſen. Ja, m. Nachdem der Reg.⸗Commiſſar Geh. Rath v. d. Heyden⸗Rynſch die 
H., Präcedenzfälle find da, weil die Landesvertretung dem Miniſterium gegen? | Maßregeln der Regierung auf Grund einer Darlegung der thatſächlichen 
über machtlos iſt, und ſich darauf beſchränken muß, mit Worten zu prote⸗] Verhältniſſe ausführlich begründet hat, beſchließt das Haus um 4% Uhr, ſich 
ſtiren. Es iſt ein Zeichen der unglaublichen conſtitutinnellen Schwäche, in] bis Montag 10 Uhr zu vertagen. Fortſetzung der heute abgebrochenen De⸗ 
der wir uns befinden. (Sehr richtig!) Wäre der Landtag ſtark 0 und batte, Interpellation Kantak wegen Auflöſung polniſcher Verſammlungen, Er⸗ 
hätte er die verfaſſungsmäßige Kautele, das Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz ꝛc., hoͤhung der Maximalunterſtützung hilfsbedürftiger Invaliden, Antrag Reichen: 
jo könnten derartige Dinge nicht wieder vorkommen. Das Berufen auf un- ſperger, betreffend die Leitung des Religionsunterrichts in den Volksſchulen; 
rechtmäßige Präcedenzfälle ift völlig incorrect, denn damit, daß Jemand, der Antrag Windthorſt (Bielefeld), betreffend die Regelung der Unterſuchungs⸗ 
die größere Gewalt hatte, einen Anderen einmal niederzuwerfen Veranlaſſung] haft u. a. m. N 5 
nahm, hat er doch noch nicht das Recht, dies immer wieder zu thun. (Hei: Abg. Berger weiſt darauf hin, daß die Allerböchſte Ermächtigung zur 
terteit.) Wenn der Reichskanzler ganz nach feinem Belieben unſere höchſten] Vorlegung des erſt beute eingebrachten Geſetzentwurfs wegen der Erhöhung 
Inſtitutionen ändern kann, dann danken wir doch lieber gleich ab; wozu] des Maximalunterſtützungsſatzes für Invaliden bereits am 31. Mai vollzogen 
denn überhaupt noch dieſes parlamentariſche Weſen? (Sehr wahr!) Dann ſel; augenſcheinlich bandele es ſich hier alſo um eine gar nicht zu rechiferti⸗ 
iſt unſere Monate lange und aufreibende Thätigkeit vollig überfliffig und gende Rückſichtsloſigkeit gegen das bereits erſchöpfte Haus, wenn der Entwurf 
wir lönnen nur überhaupt auf jede conſtitutionelle Eintichtung reſigniren. durch die Regierung bis jetzt verſchleppt worden iſt. 

Ich habe mich bereit erklärt, auf unſer preußiſches Weſen im Intereſſe der Die in dem geſtrigen Berichte erwähnte Aeußerung des Abgeordneten Dr. 
Entwickelung der deutſchen Nation zu verzichten, aber dann müßten auch] Schläger bei der Debatte Über den Stand der Eiſendahnbauten iſt dabin 
unſere Befugniſſe auf Deutſchland übertragen, vor Allem das Reichskanzler⸗ zu berichtigen, daß der genannte Abgeordnete nicht in erſter Linie die ſchleswig⸗ 
amt kaſſirt und in eine Summe, nicht blos auf dem Papier verantwortlicher belſteiniſchen Bahnen, ſondern die Ausführung der beſchloſſenen, aber bisher 
Stellungen umgewandelt werden. Aber fo lange die Situation im Reiche noch nicht in Angriff genommenen Bahn Hannover⸗Harburg der Regierung 
eine fo ſchlimme iſt, können wir nicht auf unſere Rechte verzichten. Was | empfahl, durch deren Herſtellung auch Schleswig⸗Holſtein eine beſſere Verbin⸗ 
nun die Behandlung anlangt, fo werde ich auch für Verweiſung an eine] dung mit Deutschland erhalten würde. 

Commiſſton ſtimmen, obwohl ich anerkenne, daß wir in der That auch in 

dieſem Augenblick noch immer ſchwach und machtlos ſind; aber ich würde 22. Sitzung des Herrenhauſes (vom 23. Juni). 
allerdings deshalb nicht darauf verzichten, einen förmlichen Ausſpruch des Am Miniſtertiſche Dr. Friedenthal, Dr. Leonhardt, Graf Eulenburg, Geh. 
Hauſes zu provociren, indem es wenigſtens Wau, einlegt gegen dieſe Ver⸗ Rath 1 g 
baltniſſe und indem es nicht die Meinung aufkommen läßt, daß es mit] Wicepräſident v. Bernutb eröffnet die Sitzung um 11 Uhr 20 Minuten 
voller Zuſtimmung ein ſolches Präcedenz wieder geſchaffen habe. (Lebhafter] mit geihäftlihen Mitheilungen, u. A., daß von Kleiſt⸗Retzow für den 
Beifall.) x Reſt der Seſſion entſchuldigt fei- Bir 6 

Miniſter Campbauſen: Von den Gründen, die der Vorredner gegen Erſter Gegenſtand der Tagesordnung ift die Beralbung bob 0 eſetzent⸗ 
die Maßtegel der Regierung ins Gefecht geführt hat, möchte ich von vorn] wurfes wegen Ergänzung der Verordnung vom 13. Mai 1867, betreffend 
berein einen Theil eliminiren. Wenn es ihm gefallen bat, gegen den Mir die Ablöſung der Servituten, Gemein atstheilung he "1 w. in 
niſter des Innern, der in dieſem Augenblick in Berufsgeſchäften an einem | Heſſen. Die Commiſſion bat die Beſchlüſſe des be es J) durch 
anderen Ort feſtgebalten iſt, mit den beftigiten Angriffen vorzugehen, ſo] Streichung des Art. 1 zu $ 11 der Verordnung, 2) dung. — gung zweier 
möchte ich ihn bitten, dieſe Angriffe in Gegenwart meines Herrn Collegen] Beſtimmungen verändert, deren eine a. dem mit einer Dal rechtigung Bes 
u wiederholen, ich zweifle nicht, daß verſelbe dann die Antwort nicht fhulbig | lafteten das Riecht ertheilt, ftatt auf Ablöfung der Gerbittit, auf die Firirung 
bleiben wird. Der Vorredner beftreitet, daß die Ernennung eines Minifters | derſelben auf ein beftimmtes Holzdeputat anzutragte 5 ren andere b. die 
ohne Portefeuille zur Zeit der neuen Aera als Präcedenzfall anerkannt] koſtenfreie Rücknahme der Provocation, ſoweit Nie Ai. Dünen betrifft, 
werden lönne, weil das Haus dieſe Ernennung ſich babe gefallen laſſen | binnen drei Monaten nach Erlaß dieſes Geſebg zuläßt. Doch wird Art. 1 
müflen und nur mit Worten dagegen babe proteftiren können. Wenn das beibehalten, im Uebrigen das Geſetz nach den fe ommiſſionsanträgen en bloc 
Haus damals mit Worten proteſtirt hätte, fo würde ich dem Vorredner angenommen. Daſſelbe geſchieht mit den Ka würzen 1) betreffend die 
Recht geben; man bat es aber ohne jeden Widerſpruch geſchehen laſſen, und Ablöſung der Reallaſten im Regierungs bent aſſel; 2 betreffend die Ver⸗ 
deshalb habe ich mich für vollkommen berechtigt gehalten, mich auf dieſen waltung der Gemeindeholzungen in Preußen, Pommern, Poſen, Schleſien, 
Präcedenzfall zu beziehen. Die Berechtigung, die Männer, um deren Er⸗Sachſen, welchem letzteren nur „wegen, der Zwalfelbaftigkeit des jetzigen Zu⸗ 
nennung zu preußiſchen Miniftern es ſich gegenwärtig handelt, als „unter⸗ ſtandekommenz des Competenngeſehes f ie Beſtimmung des § 34, Abſ. 3, 
geordnete Beamte des Reichskanzleramts“ zu bezeichnen, möchte ich dem und des § 38 des letzteren . wurfes eingefügt wird, die gegen 
Vorredner beſtreiten. Es handelt ih um Männer, denen ſchon nach ihrer Verfügungen den Weg der Beſchwerde an das Ober⸗Verwaltungsgericht 
bisherigen Stellung der Titel eines Miniſters eben fo wenig vorenthalten offen laßt. 0 j . 
werden konnte, wie man ibn dem Herrn Delbrück beſtritten hat. Uebervies| Die Berathung der Städteordnung wird fortgeſetzt. Nach § 75 der 
iſt die Stellung des Staats⸗Secretärs des auswärtigen Amtes und des Prä⸗ Beſchlüſſe des Abgeordnetenbduſes iſt in den durch Gemeindebeſchluß zu er⸗ 
ſidenten des Reichskanzleramtes doch vollkommen analog der Stellung der ledigenden Angelegenheiten au Antrag des Magistrats oder der Stadt⸗ 
eee Miniſter, wenn ich auch zugebe, daß dieſe Analogie wegen ihres verordnetenverſammlung eine gemeinſchaſtliche Sitzung beider Collegien an 

erbältniſſes zu dem allein verantwortlichen Reichskanzler ſich nicht in allen zuberaumen. Die Commiſſton, deren Berichterſtatter. Oberbürgermeiſter 
Punkten durchführen läßt. Weshalb aber ein ſolcher Mann nicht vollkom- Haſ e in dieſer Bestimmung die größte Gefahr einer Ueberrumpelung 
men fähig fein ſoll, im preußiſchen Staatsminiſterium ein unabhängiges] des Magiſtrats ablich, beantragt die Aenderung dieſes Paragraphen dahin, 
Votum abzugeben, vermag ich nicht bene Bevor die Ernennung er⸗ daß, wenn nicht der agiſtrat die gemeinſame Beratbung beider Collegien 
folgte, find die übrigen Mitglieder des preußiſchen Slaatsminiſteriums darüber verlangt, auf Antrag der Stadwerordnetenverſammlung nur zur vorhereiten⸗ 
befragt worden und alle haben ausnahmslos ſich für die verfaſſungsmäßige] den örterung einzelner Angelegenheiten gemischte Commiſſionen zu⸗ 
Zulaſſigkeit der Maßregel ausgeſprochen. fammentreten müßten. Der Regierungscommiſſar Geh. Rath Wohlers 
Wenn ich die Verfaſſungsmaßigleit behauptet, jo bezog ich mich dabei erklärt ſich entſchieden gegen dieſen Antrag, deſſen Ablebnung er für un⸗ 
auf die Beſtimmung der Verfaſſungt „der König ernennt und entläßt die erläßlich hält, um das Einverſtändniß mit dem anderen Hauſe zu erhalten. 
3 en nom 7 0 iet immung könne von ann ſchließt ſich dem an. Demnach wird der Commiſſionsantrag ans 
man nicht das der Krone herleiten, Miniſter ohne Zahl zu ernennen. genommen. e . 3 
Aber erfolgt denn nicht die Ernennung von Miniſtern eben ſo 195 jede] Im s 87 bat die Commiſſion die Verpflichtung der Städte — Anſtellung 
andere Regierungshandlung des Aae Boineh atur eines De von 117 5 rn sel Stellen aufgehoben, die eine böhere oder — 
der dadurch die Verantworilichkeit übernimmt? Und kann man hier ernfthaft Heigenthümliche Geſchaſtsbildung erfordern. Regierungscommiſſar Oberſt⸗ 


mit ſolchen Bedenken kommen, wo es ſich um nichts Anderes handelt, als 
um die Ernennung der Repräfentanten der beiden für Preußen und Deutſch⸗ 
land gemeinſchaftlichen ya ga * bleibt abzuwarten, wie 
die neue Einrichtung wirkt. Sollte der Einfluß ein ungünftiger fein, 2 
wird dies dahin führen, andere Maßregeln zu treffen. ir hoffen jedoch, 
daß der Erfolg ein günftiger fein wird und glauben, unſere Pflichten gegen 
den preußiſchen Staat wie gegen das Reich in gleicher Weiſe im Auge be⸗ 
balten zu haben (Beifall). 

Die Debatte wird diermit geſchloſſen. 

Perſonlich bemerkt Abg. Virchow, daß er mit dem Ausdruck: „unters 
geordnete Beamte des Reichskanzleramts“ nicht daran gedacht habe, die 
Stellung dieſer Beamten als eine weniger hervorragende zu bezeichnen, 
fondern daß er damit nur das dem Reichskanzler „untergeordnete“ Verhält⸗ 
niß dieſer Beamten babe andeuten wollen. Der Aufforderung des Finanz⸗ 
miniſters, dem Grafen Eulenburg perſönlich feine Meinung in unzweideutiger 
Weiſe auszuſprechen, werde er ee Folge leiſten. 1 

Das Haus beſchließt dem Antrage des Abg. Windtborſt (Meppen) ent⸗ 
ſprechend das Schreiben des Staatsminiſteriums der Juſtizcommiſſion 
zu überweiſen. 

Es folgt die Berathung von Petitionen. 

Von Iſerlohn und Oberbauſen aus find dem Haufe Petitionen einge⸗ 
reicht worden, welche Beſchwerde darüber führen, daß der unter dieſen 
Städten betriebene Bergbau Bodenſenkungen und in deren Gefolge Zer⸗ 
ftörungen an Gebäuden und ſonſtigen Anlagen hervorrufe. 

„Der Referent Abg. Knebel hebt hervor, daß es ſich um eine Angelegen⸗ 
eit handle, welche in den betroffenen Orten, zu denen namentlich auch Eſſen 
und Steele gehoren, die Gemüther in hohem Grade bewege und aufrege. 
Es ift dies auch nicht erſtaunlich, wenn man erwägt, daß größere Complexe 
von Gebäuden, ja ganze Stadttheile beſchädigt und zerſtört worden ſind. In 
Iſerlohn bat ſogar eine erhebliche Zahl von polizeilichen Exmiſſionen ang: 
geführt werden müſſen, welche größtentheils armete Leute betroffen haben, 
Man bält dieſe für um ſo härter, als man die Schuld derſelben einer 
privaten Geſellſchaft zuſchreibt, welche lediglich um pecuniärer Vortheile willen ar: 
beitet und der es hierbei geſtattet iſt, das Eigenthum und die rubige Exiſtenz 
vieler Bürger zu gefährden. Die Commiſſion ſtellt deshalb den Antrag: 
1) die Petition, fo weit ſie unzureichenden Rechtsſchutz behauptet, der Staats. 
regierung zur Berückſichtigung in fo fern zu Überweiſen, als gemeinſchädliche 
Einwirkungen des Bergbaues vorliegen, gegen welche die Bergbehörden 
Schutz zu gewähren nach § 196 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 
1865 verpflichtet find, mit dem Anheimgeben, die Berggeſetzgebung nach 
dieſer Richtung hin einer Reviſion zu unterziehen; 2) die Petition der 
Regierung inſoweit zur Erwägung zu aberweiſen, als zur ſchnelleren Re: 

ulirung der Schäden und zur Sicherſtellung der Entſchädigungen eine 

erpollſtandigung der Geſetzgebung erforderlich erſcheint. ö 

Außerdem ruft die Stadt Iſerlohn das Haus um Hilfe an, nachdem die 
Staatsbehörden in dem ſeit vielen Jabren zwiſchen der Stadt und dem unter 
einem Theile der Stadt Bergbau treibenden Markiſch⸗Weſtfäliſchen Berg⸗ 
werksverein zu Letmathe beſtehenden Streit zu Gunſten des Bergwerksvere ins 
entſchieden haben. Sie weiſt darauf bin, daß während der letzten Jahrzehnte 
durch Erdſenkungen über dem bon dem Bergbau durchwühlten Terrain 70 
Häuſer beſchädigt, die im Jahre 1828 neu erbaute katholiſche Kirche und 32 
Häuſer — theils ſogar im polizeilichen Zwangswege abgebrochen, die Straßen 
geſunken und die Gasröhren und die Waſſerleitung zerſtört worden find. 
Der durch den Abbruch und die Beſchädigungen entſtandene Schaden wird 
in einer Zuſammenſtellung des Magiſtrates vom 9. Februar d. J. auf 
916,250 Mark angegeben, wobei der indirekte Schaden durch Entwerthung der 
auf dem e noch aufſtehenden unverletzten Gebäude, ſowie der 
Bauplätze nicht in Anſatz gebracht ſei. — Die Bergwerks- Geſellſchaft anderer⸗ 
ſeits e daß von Seiten der Stadt Iserlohn reſp. durch ihre Ein⸗ 
wohner Waſſer auf künſtliche Weiſe durch Kanäle und Senkgruben in die 
Tiefe geführt werde, welches den Erdboden zu lockern, die Gänge der Berg⸗ 
werke zu überſchwemmen und den weiteren Bergbau zu verhindern drohe. | 
Auch ertheile die Stadt trotz aller Warnungen Bauerlaubniſſe an ſolchen 
Stellen, unter welchen der Bergbau umgehe. In Folge dieſer Beſchwerden 

at die Regierung zu Arnsberg eine Zwangsverfügung zur Herſtellung von 

orarbeiten für eine geregeltere Waſſerabführung erlaſſen. 

Aus den Anführungen beider Parteien bat der Referent die Ueberzeu⸗ 
gung erlangt, daß derjenige amtliche Sachverſtändige, welcher zu eines Zeit, 
als der Streit in ſeinen Anfängen lag, noch unbeirrt in irgend welchen Vor⸗ 
gängen, das erſte Suentn über die jetzt noch ſchwebende Frage abgab, 

echt hatte, wenn er die Urſache der Senkungen in einem Zuſammenwirken 


Tientenant Blume ſieht darin eine außerordenlliche Schädigung der militäri⸗ 
ſchen Intereſſen des Reichs, denen die bisderige Sicherung des künftigen 
gg der Soldaten unentbehrlich ſei. Landrath v. Winterfeld 
ann dies nicht anerkennen, die Militärinvaliden würden ſehr häufig ange⸗ 
ſtellt, ohne Etwas zu verſtehen, könnten manchmal nicht einmal recht ſchreiben, 
müßten in Folge mangelhafter Bildung entlaſſen werden, und ſeien damit 
für alle Zeiten als unfähig eſtempelt, dies aufzuheben ſei alſo eine For⸗ 
derung gerade ihres Intereſſes. Der Berichterſtatter Oberbürgermeiſter 
Haſſelbach fügt dieſer Begründung hinzu, daß entſchieden dem Herrenhauſe 
nichts ferner liegen könne, als den militäriſchen Intereſſen Abbruch zu thun 
und $ 87 wird angenommen. 5 

Die $$ 116, 117 und 118 handeln von der Ausübung der Polizei⸗Ver⸗ 
waltung. Die Commiſſion beantragt, den § 116 der Beſchlüſſe des Abge⸗ 
ordnetenhauſes, nach welchem die örtliche Polizeiverwaltung, ſoweit ſie nicht 

einer beſonderen Staatsbehörde übertragen iſt, von dem Magiſtrat geführt 
werden ſoll, zu ſtreichen und im $ 118 die erſten beiden Abſätze der Be⸗ 
ſchlüſſe des Abgeordnetenhauſes dahin umzuändern: „Im Uebrigen ſteht 
die Verwaltung der örtlichen Polizei dem Bürgermeiſter zu.“ 

Bürgermeiſter Denhard (Stralſund) bittet das Haus dringend, die Be⸗ 
ſchluͤſſe des Abgeordnetenhauſes wenigſtens in dieſen Paragraphen wieder 

erzuſtellen. 3 3 3 

5 b. Kagbel-Döberi: Die Einſetzung einer collegialiſchen Polizei⸗Ver⸗ 
waltung, wie fie das Abgeordnetenhaus in dieſe Vorlage hineingebracht hat, 
wäre das Grabgeläute jeder Polizei im Lande. Das Haus bat durch An ⸗ 
nabme der Commiſſtonsbeſchlüſſe dem Grundſatz die Sanction zu geben: 
Autorität nicht Majorität! 1 
Nachdem der Berichterſtatter Oberbürgermeiſter Haſſelbach gleichfalls 
die Beſchlüſſe des Abgeordnetenhauſes in ein auf die Einſetzung der ma» 
giſtratlichen, collegialiſchen Polizeiverwaltung für durchaus verwerfliche er: 
klärt, wird § 116 geſtrichen und § 118 in der Commiſſionsfaſſung ange⸗ 
nommen, während § 117 nach dem erſten Satze: „Der Magiſtrat beſchließt 
innerhalb der Grenzen des Haushaltsetats über die Organiſation des ftädti: 
ſchen Polizeidienſtes und über die erforderlichen ortspolizeilichen Einrichtun⸗ 
gen“ folgenden von dem Oberbürgermeiſter Hobrecht beantragten Zuſatz 
erhält: er beſchließt mit derſelben Maßgabe in allen Fällen, in denen durch 
e eee eine Belaſtung der Stadtgemeinde berbeigeführt 
werden ſoll. a 

Alle übrigen Paragraphen des Geſetzes werden unverändert in der 
Faſſung der Coommiſſtonsbeſchluſſe angenommen. Die definitive Schluß⸗ 
abſtimmung über das ganze Geſetz ſoll in der nachſten Sitzung ſtattfinden. 

Es folgt die zweite Berathung des Geſetzes, betreffend den Austritt aus 
den jüdiſchen Synagogengemeinden. 

as Geſetz wird in der Faſſung der erſten Leſung angenommen; nur 
erhält die Beſtimmung in Bezug auf die Mitbenutzung des Begräbnißplatzes 
in § 6 folgenden von dem Stadtrath Friedländer (Bromberg) beantragten 
Wortlaut: „Das Recht der Mitbenußung des Begräbnißplatzes der Syna⸗ 
gogengemeinde und die Pflicht der Theilnahme an den Laſten, welche der 
Synagogengemeinde aus dem Begraäbnißplatze erwachſen, verbleiben dem 
Ausgetretenen jo lange, als ihm nicht die Berechtigung zuſteht, einen anderen 
Begräbnißplatz zu benutzen. Erworbene Privatrechte an Begräbnißſtellen 
werden durch den Austritt nicht berührt.“ 

Zur Schlußberathung gelangt ſodann der von dem Abgeordnetenhauſe 
berübergekommene Geſetzentwurf, betreffend die Befähigung für den höheren 
Verwaltungsdienſt. 

Referent Prof. Dernburg beantragt dem 8 10, Abſatz 1 ves Geſetzes 
folgende geflung zu geben: „Diejenigen Perſonen, welche von einem Kreis⸗ 
tage zur Beſetzung eines erledigten Landrathsamtes vorgeſchlagen, deziehungs⸗ 
weiſe präſentirt werden, ſind auch dann für befähigt zur Bekleidung dieſer 
Landrathſtelle zu erachten, wenn fie die zweite juriſtiſche Prüfung abgelegt 
baben, oder wenn fie nach beſtandener erſter Prüfung bei den Gerichts und 
Berwaltungsbehörden im Vorbereitungsdienſt, oder wenn fie auch ohne die 
erſte Prüfung abgelegt zu haben in Selbſtverwaltungsämtern des Communals, 
Kreis⸗ und Provinzialdienſtes zuſammen mindeſtens vier Jahre beſchäftigt 
geweſen ſind“; — im Uebrigen den vorangeführten Geſetz⸗Entwurf in Ueber⸗ 
einſtimmung mit den Beſchlüſſen des Hauſes der Abgeordneten anzunehmen. 
5 genannte Saffung des § 10 entſpricht wörtlich dem im Abgeordneten⸗ 

auſe mit geringer Majorität abgelehnten Amendement Löwenſtein.) 

* Tom beantragt Graf Udo zu Stolberg⸗Wernigerode in dem 
erſten Abſatz des § 10 nach der Faſſung Dernburg anſtatt „4 Jabre“ zu 
ſetzen „2 Jahre“ und ſodann den zweiten Abſatz des § 10 („Alle ander: 
weitig beſtehenden Beſchränkungen in Bezug auf den Kreis der Perſonen, 
welche von einem Kreistage für die Beſetzung eines e Landraths⸗ 
amtes in Vorſchlag gebracht werden können, find aufgehoben“) zu ſtreichen. 
; . Bade des Innern erklärt das Amendement Dernburg für allen- 
alls acc el. 

Freiberr v. . kann ſich nicht enthalten der tiefen Mißſtimmung 

des Hauſes darüber Ausdruck zu geben, daß die Regierung dem Herrenhaufe 
in einer jo un verantwortlichen Weiſe erſt am Schluß der Seſſion Beſchäfti⸗ 
gung gegeben habe, es dadurch zwinge, ſo tief in den Sommer hinein zu 
tagen und fo wichtige Geſetzesfragen wie die vorliegenden in Halt und Er 
ſchöͤpfung zu erledigen. Aber jeder werde fo behandelt, wie er es verdiene. 
Möge das Haus entſchieden an feinen früheren Beſchlüſſen feſthalten, und 
wenn dadurch das Geſetz falle, um ſo beſſer, dann werde das Haus wenigſtens 
davor ſicher fein, im nächſten Jahre nicht in den Hundstagen beſchäftigt zu 
werden. (Beifall.) 
Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg kann dem Vorredner ver⸗ 
ſichern, daß die Regierung die üdle Lage, in die das Herrenhaus durch den 
Gang der Gefepgebung, gerathen fei, lebhaft mit empfinde. Er könne zur 
Berubigung das feſte Verſprechen abgeben, daß in der nächſten Seſſion ein 
derartiger Mißſtand nicht mehr vorkommen ſolle. 

Bei der Abſtimmung wird hierauf der erſte Abſatz des § 10 nach dem 
Antrage Dernburg angenommen, der zweite Abſatz dagegen geſtrichen und 
mit dieſer Modification das Geſetz in der Faſſung der Abgeordnetenhaus 
beſchlüſſe angenommen. r 

Schluß 4% Uhr. Nächſte Sitzung Sonnabend 11 Uhr. (Schlußabſtimmung 
über die Städteordnung, Rechnungsberichte und Competenzgeſetz.) 


Berlin, 23. Juli. [Amtliches] Se. Majeftät der König bat dem 
Rechnungs⸗Rath und Geheimen expedirenden Secretär Blume im Kriegs⸗ 
Miniſterium und dem Bürgermeiſter Meydam zu Landsberg a. W. den 
Rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe; dem Ober⸗Stabsarzt I. Klaſſe a. D. Dr. 
Neuber, bisher Regiments⸗Arit des 5. Badiſchen Infanterie⸗Regiments 
Nr. 113, den Königlichen Kronen Orden dritter Klaſſe; dem Schulvorſteher a. D. 
Asmus zu Charlottenburg, bisher in Berlin, den Königlichen Kronen⸗Orden 
vierter Klaſſe; ſowie dem Gaärtnereibeſitzer Franz Gottfried Knaut zu Erfurt 
die Bene am Bande verliehen. 

Dem Rector der ſtädtiſchen höheren Töchterſchule auf der Taſchenſtraße 
in Breslau. Dr. Gleim, und dem Rector der ſtädtiſchen höheren Töchter ⸗ 
ſchule am Ritterplatz daſelbſt, Dr. Luchs, iſt der Titel „Director“ verliehen 
worden. Bei der Präparanden-Anftalt zu Meſeritz it der Lehrer Jenite 
von der Gymnaſtal⸗Vorſchule zu Wongrowitz als erſter Lehrer, und der 
Glementarlehrer Swat aus Wongrowitz als zweiter Lehrer angestellt worden. 

Se. Majeſtät der König hat die Kreisrichter Melchers in Sigmaringen, 
Schelle in Olpe, Köppel in Brilon, Wiesner in Burbach, Fechner in 
Broich, Lind in Hagen, Schmidt in Eſſen, Brand in Unna, v. Detten 
in Hamm, Wichmann in Hagen, Knappmeyer in eig Schmeling 
in Oelde, Kapſer in Borken, Nändrup in Salzkotten, Burger in Her: 
ford, Becher in Labdecke, Theobald in Wetzlar, Strauß und d. Mittel: 
ſtädt in Altenkirchen, Etienne in Rotenburg, Going in Rinteln, Grau 
in Rotenburg, Reimerdes, Dr. Schellmann und Volz in Kaſſel, 
Mablſtedt und Wittrock in Schleswig und Travers in Altona zu 
Kreisgerichts⸗Räthen, die Obergerichts⸗Aſſeſſoren Schrader in Stade, Meyer 
in Celle, Preuß in Verden, Hagemann in Hannover, v. Werſebe in 
Stade, Bunſen in Hannoder, Hetzer in Göttingen, Dr. Rotbe in Aurich, 
Wedekind in Hameln und Schmidt in Stade zu Obergerichts⸗Nätben, 
die Amtsrichter Scheffer in Veckerhagen, Ewald in Birftein, Amelung 
in Rauſchenberz, Giller in Orb, Kind in Steinbach⸗Hallenderg, Theis in 
Vöhl, Heinzemann in Montabaur, Köllner in Iburg, Mebliß in Einbeck, 

rdmann in Herzberg, Bening in Bockenem, Cruſen in Meinerſen, Lauen⸗ 
ſtein in Wilbelmsdaven, v. Weybe in Buxtehude, Stelling in Rotenburg und 
Hellborn in Sonderburg zu Ober⸗Amierichtern, die Landgerichts⸗Aſſeſſoren 
Genius in Cöln, Schmitz in Düſſeldorf, Frhr. v. Wintzingerode in 
Elberfeld, Pape in Düſſeldorf, Drüde in Cöln und Dr. Fihr. v. Ther 
mann in Trier zu Landgerichtsräthen und die Friedensrichter Albert in 
2 * in Gummersbach und de Fries in Lobberich zu Juſtizräthen 
ernannt. 

Zu Kreisrichtern find ernannt: der Gerichte⸗Aſſeſſor Manns bei dem 
Kreisgericht in Beuthen OS. und der Gerichts⸗Aſſeſſor Müller bei dem 
Kreisgericht in Strasburg in Weſtpr. — Zu Amtsrichtern ſind ernannt: der 
Gerichts⸗Aſſeſſor Kriegk bei dem Amtsgerichte in Peine, der Gerichts⸗Aſſeſſor 
Wabrenburg bei dem Amtsgericht in Stickhauſen, der Gerichts⸗Aſſeſſor 
Gericke bei dem Amtsgericht in Fürſtenau, der Gerſchts⸗Aſſeſſor v. Halem 
bei dem Amtsgericht in Meinerſen, der Gerichts⸗Aſſeſſor v. Einem bei dem 


Amtsgericht in Vörden, der Gerichts⸗Aſſeſſor Kempe bei dem Amtsgericht 
in Oſten und der Gerichts⸗Aſſeſſor Steyerthal bei dem Amtsgericht in 
Lehe. — Dem Staatsanwaltsgehilfen Kunad in Angerburg ift der Charakter 
als Staatsanwalt verliehen. — Der Amtsrichter Thöl in Lehe iſt zum Ober⸗ 
gerichts⸗Aſſeſſor ernannt und mit den Geſchäften eines Subſtituten des 
Kronanwals bei dem Obergericht in Osnabrück beauftragt. — Der Gerichts⸗ 
Aſſeſſor Dr. Daude iſt zum Staatsanwalts⸗Gehilfen bei der Ober⸗Staats⸗ 
anwaltſchaft in Marienwerder und der Gerichts⸗Aſſeſſor Haſtenpflug zum 
Staatsanwalts⸗Gehilfen bei der Staatsanwaltſchaft des Kreisgerichts in 
Beuthen OS. ernannt. — Der Rechtsanwalt und Notar Kreis zu Landeck 
iſt in gleicher Eigenſchaft an das Kreisgericht zu Sorau N.⸗L. mit Anweiſung 
ſeines Wohnſitzes in Sommerfeld verſetzt worden. 

Berlin, 23. Juni. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König] 
haben geſtern mit einer Einladung zur Tafel beehrt den franzöſiſchen 
Botſ chafter Vicomte de Gontaut⸗Biron, den Botſchafter Ritter Nigra, 
den franzoͤſiſchen Botſchaftsſeeretär Graf de Gontaut⸗Biron, den 
Oberſt v. Schönberg vom 2. Sächſiſchen Ulanen⸗Regiment, den Land: 
rath v. Alvensleben⸗Neuhaldensleben, den Fürſten Gedroye und den 
Herrn v. Maltzan⸗Rothenmoor. 

[Ihre Majeſtät die Katferin- Königin] dinirte vorgeſtern 
im Schloß Heiligenberg bei Jugenheim bei Sr. Majeſtät dem Kaiſer 
Alexander von Rußland, welcher Ihre Majeflät von Station Bicken⸗ 
bach abholte und dahin zurückbegleitete. — Abends traf die Kaiſerin 
in Koblenz ein. — Geſtern beſuchte Ihre Majeſtät Se. Majeſtät den 
Kaiſer und König in Ems und empfing in Koblenz den öͤſterreichiſchen 
Botſchafter Graf Karolyi. (Reichsanz.) 

= Berlin, 23. Juni. [Das Oberverwaltungs⸗Gericht. 
— Die Veteranen aus den Jahren 1806 — 15. — Die 
Wahlbewegung.] Der geſtern dem Abgeordnetenhauſe zugeſtellte 


Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Errichtung von Rathsſtellen bei] Verf 


dem Oberverwaltungs⸗ Gericht hat folgenden Wortlaut. § 1. Die 
Staatsregierung wird ermächtigt, im Falle des Abganges eines oder 
mehrerer der nebenamtlich fungirenden Räthe des Oberverwaltungs⸗ 
Gerichts, oder im Falle des ſonſt eintretenden Bedürfniſſes drei neue 
Rathsſtellen bei dem Oberwaltungs⸗Gerichte zu errichten und zu dieſem 
Behufe die in der anliegenden Ueberſicht nach Jahresbeträgen ver⸗ 
zeichneten Ausgaben zu leiſten. — § 2. Die Mittel zur Deckung der 
gedachten Ausgaben ſind für das Jahr 1876 und für das Vierteljahr 
vom 1. Januar bis 31. März 1877 aus den Ueberſchüſſen des Haus 
halts des Jahres 1875 zu leiſten. Für die Folge ſind dieſe Ausgaben 
in den Staatshaushaltsetat aufzunehmen. — § 3. Zur Faſſung 
giltiger Beſchlüſſe des Oberverwaltungs- Gerichts iſt vom 1. Januar 
1877 ab die Theilnahme einer Mehrheit von Mitgliedern erforderlich, 
welche auf Lebenszeit ernannt ſind. Die Stelle eines Mitgliedes des 
Oberverwaltungs⸗ Gerichts darf ferner als Nebenamt nicht verliehen 
werden. Der Vorlage beigefügt iſt folgende Ueberſicht der Ausgaben 
für das Oberverwaltungs⸗ Gericht. Titel I. Beſoldungen: a. ein 
Rath mit 9900 Mark (darunter künftig wegfallend 1200 Mark), 
zwei Räthe mit 7500 Mark bis 9900 Mark, im Durchſchnitt 
8700 M. = 17,400 M. Titel II. zu Wohnungsgeld⸗Zuſchüſſen für 
3 Räthe 3600 M., in Summa 30,900 M., darunter künftig weg⸗ 
fallend 1200 Mark. — Der neueſte dem Abgeordnetenhauſe zuge⸗ 
gangene Geſetzentwurf erhöht den durch Geſetz vom 10. März 1863 
für die hilfsbedürftigen ehemaligen Krieger aus den Jahren 1813/15 
feſtgeſetzten Maximal⸗Unterſtützungsſatz von 10 auf 20 M. monatlich 
und zwar ſoll, ſo lange der Fonds zur gleichmäßigen Berückſichtigung 
ſaͤmmtlicher vorhandener hilfsbedürftiger Veteranen nicht ausreicht, der 
größeren Hilfsbedürftigkeit, und, wo dieſe gleich iſt, dem höheren Lebens⸗ 
alter der Vorzug gegeben werden. Ferner ſoll die Genehmigung zu 
dem Unterſtützungsſatz von 20 Mark bei Sr. Majeſtät dem Könige 
erbeten werden, für die Veteranen aus den Jahren 1806 bis 1812, 
für die Nichtcombattanten von 1806 bis 1815, endlich für die⸗ 
jenigen Krieger, welche in einer feindlichen Armee an den Kriegen 
1806 bis 1815 Theil genommen haben, dann aber preußiſche Unter⸗ 
than geworden ſind. Die Zahl der hierbei in Betracht kommenden 
hilfsbedürftigen Krieger aus den Jahren 1806—1815 hat ſich im 
Laufe des Jahres 1873 von 10,586 auf 8546, alſo um 2040 ver⸗ 
mindert; die ſämmtlichen Veteranen ſind über 80 Jahre alt, man hat 
an dem zu Gebote ſtehenden Fonds von 1,084,890 M. keine Erſpar⸗ 
niſſe machen mögen und andererſeits die Veteranen im Hinblick auf 
ihre Arbeitsunfähigkeit und mit Rückſicht auf die Preisſteigerung der 
Lebensbedürfniſſe deshalb in ihrem Einkommen erhöht. Der Entwurf 
iſt bereits am 31. v. Mts. vollzogen und die Verſtimmung, daß der⸗ 
ſelbe erſt jetzt dem Haufe zugeht, ziemlich allgemein. — Die Wahl⸗ 
bewegung wirft bereits ihre Schatten vor ſich her. In liberalen Ab⸗ 
geordnetenkreiſen circulirte heute ein Anſchreiben des Landraths des 
Kreiſes Samter in der Provinz Poſen an ſämmtliche Landräthe der 
Monarchie, worin dieſe Herren erſucht werden, bei den Wahlen ener⸗ 
giſch vorzugehen und für die Bildung einer neuen „National 
Conſervativen Partei“ zu ſorgen, welche als eine „Partei Bismarck“ 
in die Schranken treten ſolle. Vorausſichtlich wird die Veröffentlichung 
dieſes Wahlaufrufs nicht lange auf ſich warten laſſen. In der Pro⸗ 
vinz Poſen, von wo das Manöver ſeinen Ausgang nimmt, haben 
ſich dieſe und ähnliche Experimente ſtets als das beſte Mittel bewährt, 
Fa der Polen gegen die Deutſchen den Sieg, zu ver: 
ſchaffen. f 2 
5 & [In Betreff der Ruhmeshalle] hat das Krliegsminiſte⸗ 
rium zwar der Commiſſton des Abgeordnetenhauſes die gewünſchte 
Auskunft ertheilt, doch beſteht eine ſtillſchweigende Uebereinſtimmung 
darüber, die Sache in der gegenwärtigen Seſſton auf ſich beruhen 
u laſſen. 2 
, 9 [Dem Regierungs⸗Präſidenten Rothe in Merſe⸗ 
burg] ift der erbetene Abſchied bewilligt worden. Derſelbe war früher 
im Finanzminiſterium und vor ſeiner Berufung nach Merſeburg an 
der Regierung zu Marienwerder und wurde als eine bedeutende Kraft 
der Verwaltung geſchätzt. Eine Zeit lang nahm er auch am parla⸗ 
mentariſchen Leben als Mitglied des Abgeordnetenhauſes Theil. In 
Anerkennung ſeiner langjährigen treuen Dienſte iſt ihm mit dem Ab⸗ 
ſchied der Charakter als Wirklicher Geheimer Rath mit dem Prädicat 
Excellenz verliehen worden. 8 
[Türkiſche Nachricht.] Aus Paris wird der „Kreufztg.“ von 
heute Vormittag 9% Uhr telegraphirt: „Ein ſoeben aus Konſtan⸗ 
tinopel in Paris eingetroffenes Telegramm meldet die Verhaftung 
zahlreicher Offiziere und deren Ueberführung in die Gefängniſſe von 
Skutari. Die Garniſon von Konſtantinopel fol gewechſelt werden; 
die zur Ablöſung derſelben beſtimmten Truppen findfbereits telegraphiſch 
berußn. Die Minifter laſſen ſich bewachen. Große Erregung.“ 
[profeſſor Ehrenberg,] der berühmte Naturforſcher, liegt 
hoffnungslos darnieder und befürchtet man, daß ſeine Auflöſung berelts 
in allernächſter Zeit eintreten werde. Zu feinem bisherigen Leiden 
hat ſich auch noch die Waſſerſucht geſellt. Prof. Ehrenberg, ein in⸗ 
timer Freund Humboldt's und Roſe's, mit denen er die bekannte Er⸗ 
forſchungsreiſe nach dem Altai unternahm, wurde vor wenigen Mo⸗ 
naten 81 Jahre alt. nd 8 
Bremen, 23. Juni. [Die weſtſibiriſche Expedition,] Ein 
Seitens der Theilnehmer an der weſtfibiriſchen n von Dr. 
Finſch hier eingegangenes Telegramm lautet: Wir find: geſtern wohl⸗ 
behalten über den Saiſanſee und den chineſiſchen Hoch Alta in Barnaul 
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(am Obi) angelangt und gehen nach Abfertigung der reichen Samm⸗ 
lungen, die wir ge d f a weiter. er; 

Hagen, 22. Junl. [Bu Fan ch Die. „ Ztg.“ erhält 
folgende Zuſendung bezüglich elnet auch in die „ 39g.“ über- 
gegangenen Mittheilung? jede 

„Die Notiz, nach welcher das nationalliberale Central⸗Wahleomite in 
Berlin den nationalliberalen Verein in Hagen erſucht haben ſoll, im Falle 
er dabei beharre, Naß Eugen Richter Candidaten aufzuſtellen, alles zu ver⸗ 
meiden, was den Anſchein erwecken könnte, als ob dieſes Vorgehen in Ein⸗ 
verſtändniß mit demſelben oder auf Wunſch oder Anregung deſſelben gi 
veranlaßt uns zu der Erklärung, daß ein ſolches Erſuchen des Berliner 
Comites an den hieſigen nationalliberalen Verein nicht ergangen iſt, ber⸗ 
haupt ein Briefwechſel zwiſchen dem gedachten Comite und dem bieſigen 
Verein nicht ſtattgefunden hat. \ 

Hagen, den 20. Juni 1876. N 5 

Der Vorſtand des nationalliberalen Vereins; 
Im Keller. Hetzer. Auguſt Voswinkel. er 

Leipzig, 22. Juni. [Die Visputation] zwiſchen Prof. 
Dr. Birnbaum und dem Reichstagsabgeordneten Bebel findet nicht 
ſtatt, da die Socialdemokraten die Einräumung von 300 Plätzen, 
welche Prof. Birnbaum für ſeine Partei verlangte, nicht zugeſtehen 
wollen. 

Aus Thüringen, 22. Juni. [Die deutſche Anthropologiſche 
Geſellſchaft!] wird ihre fiebente allgemeine Verſammlung vom 9. bis 11. 
Auguſt in Jena halten. Zur Verhandlung kommen außer den Jabres⸗ und 
Rechenſchaftsberichten wiſſenſchaftliche Vorträge, nämlich: 1) Ueber das 
prähiſtoriſche Thüringen (Prof. Dr. Klopfleiſch); 2) Berichterſtattung über 
ſtatiſtiſche Erhebungen binſichtlich der Farbe der Augen, der Haare und der 
Haut (Virchow); 3) über die Herſtellung der prähiſtoriſchen Karte (Fraas); 
4) Statiſtik über die Sckädelformen in Deutſchland (Schaafhauſen); 5) 
zur Keltenfrage (Dr. Riecke, Dr. Mehlis, Prof. Dr. Sievers). Die 
erſammlungen werden im alademiſchen Roſenſaal behalten. Die Jenenſer 
Sammlungen prähiſtoriſcher Funde, wie die fonſtigen wiſſenſchaftlichen Muſeen 
und Cabinete werden beſichtigt und zum Schluß noch ein Ausflug, verbun⸗ 
den mit archäologiſchen Ausgrabungen in der weiteren Umgegend von Jena, 
unter Führung des Profeſſors Klopfleiſch vorgenommen. ö 

Wiesbaden, 22. Junl. [Verbot der Kölner Proceſſion.] 
Die Königl. Regierung hat, nach dem „Rhein. Cour.“, folgende Cir⸗ 
cularx⸗Verfügung erlaſſen: 

„Bei Gelegenheit der Anfrage eines Königl. Amts, ob der Durchgang 
der ſog. Kölner Proceſſion nach Walldürn zu geſtatten ſei, hat der Herr 
Ober⸗Präſident in der Verfügung vom 7. Juni l. J. ausgeſprochen, daß das 
Naſſauiſche Edict vom 18/7. Auguſt 1815, die Abſtellung der Proceſſionen 
betreffend, noch als in Kraft ſtehend zu betrachten ſei, da es als Special⸗ 

eſetz nicht durch die A Beſtimmungen des Vereinsgeſetzes vom Iten 

ꝗärz 1850 und als Verbotsgeſetz nicht durch Nichtanwendung und abweichen: 
des factiſches Vorgeben befeitigt oder abgeändert werden konnte. Es ſind 
hiernach alle Wallfahrten an inländiſche oder ausländiſche, näher oder 
entfernter aus dem Gemeindebann liegende Wallfahrtsorte unterſagt 
und ſollen fremde Proceſſionen an der Grenze zurückgewieſen werden. 
Es iſt biernach auch gegen die ſogenannte Kölner Proceſſion einzuſchreiten, 
ſofern dieſelbe ihter Form nach als Proceſſion zu betrachten iſt. Wir haben 
biervon, der Vorſchrift des § 2 des genannten Edicts entſprechend, der 
Königl. Regierung zu Köln entſprechende Mittheilung gemacht. Es iſt 
Sorge dafür zu tragen, daß die katholiſchen Geiſtlichen von der Sachlage 
benachrichtigt, die Beſtimmungen des Edicts iu wirkſamer Weiſe zur Ausfüb- 


rung gebracht und Zuwiderhandlungen verhindert werden.“ 


a Deſter reich. a, 

Wien, 23. Juni. [Aus der Herzegowina] wird der „Polit. 
Correſpondenz“ gemeldet, daß Mukhtar Paſcha demnächſt eine andere 
Beſtimmung erhalten werde. Vorläufig ſei als ſicher anzuſehen, daß 
derſelbe nicht in ſeinem bisherigen Hauptquartier Gacko bleibe, zum 
Truppen⸗Commandanten von Gacko ſei Ali Paſcha ernannt. Das 
Ober⸗Commando der bei Niſch concentrirten Armee werde Halndi Paſcha 
übernehmen. 


Handel, Induſtrie dc. 


Berlin, 23. Juni. Für die heutige Börſe war im Großen und Ganzen 
ebenfalls wie ſchon an den Tagen zuvor der Verlauf des Liquidations⸗Ge⸗ 
ſchäftes maßgebend, da der Verkehr eben nur auf die wenigen Speculations⸗ 
Papiere ſich ‚überhaupt noch erſtreckt. Im Uebrigen war die herrſchende 
Stimmung keine günſtige. Verbreitete Nachrichten über die ſerbiſchen Rüſtun⸗ 
gen laſſen ein demnächſtiges offenſives Vorgehen Serbiens befürchten und 
die Börſe fühlt wohl nicht mit Unrecht, daß ein ſolcher Schritt die Verwicke⸗ 
lungen nur vergrößern müßte. Fernbleiben von jeglicher geſchaftlichen Unter⸗ 
nehmung ſcheint unter dieſen Umſtänden die Deviſe zu ſein. Während der 
Börſe wurde bekannt, daß das Abgeordnetenhaus die Regierungsvorlage, 
die Betriebsübernahme der Berlin⸗Dresdener Bahn betreffend, einer Toms 
miſſion überwieſen babe. Dieſe Nachricht rief in gewiſſen Kreiſen doch eine 
tiefere Verſtimmung hervor und hatte nicht nur der Cours der Berlin⸗Dres⸗ 
dener Bahn Einbuße zu erleiden, ſondern es traf auch die Actien der Cen⸗ 
tralbauk für Induſtrie ein gleiches Schickſal. Die Ultimo⸗Regulirung nimmt nur 
langſamen Fortgang und ſcheint der Stückenmangel noch immer vorzuherrſchen. 
Die Prolongationsſätze haben ſich eber erweitert. Es bedangen Deport: Erapit 2,60 
bis 2,50 M., Lombarden 1,10 M., Franzoſen 1,80 — 1,50 M., Disconto⸗ 
Commandit 5, pCt., Laurabütte 4 — , pet., Köln⸗Mindener % pCt., Ber⸗ 
giſche 4 pCt., Rheiniſche gingen glatt auf. — Die internationalen Specu⸗ 
lationspapiere ſetzten bereits unter ihren geſtrigen Schlußcourſen ein und 
erweiterte ſich die Differenz auch ferner noch, ſo daß ein Rückgang von ca. 
4—6 M. ſich ergab. Oeſterr. Nebenbahnen waren ſehr ſtill. Galizier ans 
fangs matt, ſpäter feſter. Die localen Speculationseffecten konnten ſich nur 
ſchwach behaupten. Disconto,Commandit beſonders nach Schluß der Börſe 
offerirt und weichend. Auch Laura wiederum niedriger. Disc.⸗Commandit 
111, alt. 111—110% —111,0—111,25, Dortm. Union 3,60, Laurahbütte 56%, 
ult. 56% —56. Auswärtige Staalsanleihen waren zwar theilweiſe etwas niedri⸗ 

er, trugen im Allgemeinen aber doch eine recht feſte Haltung. Zu den ermäßigten 

otitungen fanden ſich gute Käufer, fo daß die Nachfrage ziemlich rege blieb. In 
dieſer Hinſicht zeichneten ſich beſonders Oeſterr. Renten aus; 1860er Looſe 
beſſerten ihre — * während des Verlaufs der Börſe etwas. Ungariſche 
Schatzſcheine waren ſehr feſt, ebenſo waren auch Amerikaner beliebt. Türken und 
Italiener blieben unverändert. Ruſſiſche Werthe unterlagen aber einem ſtärke⸗ 
ren Angebot und gingen in den Courſen zurück. Preußiſche und andere deutſche 
Staatspapiere unbelebt, Prioritäten ſehr ruhig, Schweizeriſche Centralbahn⸗ 
Prioritäten und St. Gottdard⸗Prioritäten recht beliebt und ſteigend. Oeſter⸗ 
reichiſche Prioritäten feſt, nur lombardiſche gedrückt. Auf dem Eiſenbahn⸗ 
actienmarkte blieb der . ganz unbedeutend. Anhalter und Halberſtädter 
angeboten, Rumänen feſt, aber ſehr ſtill, Aachen⸗Maſtrichter und Amſterdam⸗ 
Rotterdam in einigem Verkehr, ebenſo Berlin⸗Dresdener, Nordhauſen⸗Etfurter 
und Weimar⸗Gera ziemlich lebhaft. Bankactien faſt gam geſchäftslos und 
in ſchwacher Haltung, Centralbank für Induſtrie matt, auch Preußiſche Boden⸗ 
credit nachgebend. Induſtriepapiere meiſt ohne Verkehr. Von Brauexeiactien 
waren Landré beſſer, Königſtadt hoher, Schultheiß gefragt, für Omnibus 
berrſchte gute Frage, Holzcomptoir belebt, Flora bei lebhaften Umſätzen böber, 
Centralſtraße begehrt, auch Charlottenburger Pferdebahn beliebt, Bauverein 
Königſtadt wiederum hoher. ——— 1 Um 2% Uhr: Matt. 
Credit 243%, Lombarden 145, an 449, Reichsbank 154%, Disconto⸗ 
Commandit 110%, Dortmunder Union 3,60, Laurahütte 56%, Kölm Mindener 
100%, Rheiniſche 116%, Bergiſche 82%, Rumänen 17%, Türken 10%. 


4% Preußiſche Staatsſchuld⸗Obligationen.] Nachdem der Finanz⸗ 
minſſter die Abmachungen wegen Uebernahme von 100 Mill. Mark 4 iger 
Preußiſcher Staatsſchuld⸗Obligationen genehmigt bat, wird die Subscription 
zum Courſe von 97% in den erſten Tagen des Monats Juli ſtattfinden. 
Genau iſt der Tag noch nicht ſixirt. Die Emiſſion wird gemäß den feſtzu⸗ 
ſetzenden b l in 25 igen Scrips erfolgen und wer⸗ 
den, während die Vollzablung jeder Zeit geſtattet iſt, die weiteren Einzab⸗ 
lungen auf die Zeit bis zum Schluß des Jahres vertheilt werden. 


Meiningen, 23. Juni. [In der heutigen außerordentl. Generals 
Verſammlung der mitteldeutſchen Creditbankl wurde der Antrag 
des Verwaltungsrathes auf Genehmigung eines mit der herzoglichen Staats⸗ 
regierung abzuſchließenden Uebereinkommens betreffend die künftigen Bezie⸗ 
bungen der Bank zu derſelben genehmigt und das nene Statut feſtgeſtellt. 


Trieſt, 23. Juni. Der Lloyddampfer „Aurora“ iſt beule früh 5 Uhr mit 
der oͤſtindiſchen Ueberlandpoſt aus Alexandrien bier eingetroffen. 


1 Fe N 5 — = 
N 5 e 
RE in AHA TE ENG * Rn 


———̃ nn — 


ä — —— 


| 


ben, per Auguſt⸗Sep 
1624 —163— 162 Dat ber e n er 166 


155 Depeſchen. 5 ki 1 be bee Ad eder ben, De, an gg 80g 


2 4 1 is 
Berliner Börse vom 23. Juni 1876, Wien, 23. Zunt. Die Presser meldet: Der Verwaltungsrath Mark a "Bahn b © it” 19.000 Ci. Ringen b 1 7927 

Weohasi-Course. Elsenbahn-Stamm-Action, der Eperies⸗Tarnow⸗Bahn genehmigte die Fuſion mit der Kaſchau- — Gerft art nad S e == Bär Make 
Amsterdaml00FL| 3 T |3 19,16 ba Divia. gro] 1878 | 1B7BJEL Oderberg⸗Bahn. 155—198 art pro 4000 Kilo nach Qualität gefordert, oſt⸗ und weſt⸗ 
n i f 0 be 1 1 2250 bid Peſt, 23. Juni. Der „Hon“ meldet: Die ungarische Regierung] preußischer 180.—185 Mk. 9765 ruſſiſcher 169—185 Mark bei, pommerſcher 
Fe 100 Fran. 1255 0 . e l ; 1102 %s ſtimmt dem Additionaldertrag der Südbahn nicht zu, lebnt die Ga⸗ 20 9 da bn n 17054 Y "Hark, unt Ja 176 "Hart de, ve 
Warschau IR 8 T.|014196580 ba ge 3 2 rantie für die Conſequenzen ab, ſie acceptirt die Baſeler Convention dan n 165 Mat bez pr. Seplember⸗October 157 156% Mart 
Zn u ass 16745 d: _ jBerlinHamburg..112%4 | 10 f [177 86 und wird auf Grund dieſes Schritte einleiten Behufs Lostrennung Gefündigt 2000 Ctr. e agg 176% M. Erbier: Kochwaare 

Be- Pos Bad i f ( 8810 be des ungariſchen Südbahnnetzes. 193—225 Mk., Futterwaare 180 bis 192 Mark. Weizenmehl pr. 100 
Fonds- und Geld-Course. Se J. v la 12175 ba Nom, 23. Juni. Kammer. Eiſenbahndebatte. Mehrere Redner Kilo Br. unverſteuert ind. Sad Nr. O: 30,00 bis 29,00 ark, Nr. 0 und 
. Jer 9 da Böhm. Westbahn, 5 s s 176,0 mE Arbe 8 j Wr 1: 27,50 —26,50 Mark bez. — Roggenmehl pr. 100 Kilo Br. unverſteuert 
Ae 3% | 38 be FBroslau-Freib.. ze | 8% ja 140 b ſprechen für und gegen Artikel 4, welcher feſtſetzt, der Bahnbetrieb ſei] incl. Sack: Nr. Ok 26,00— 24.50 Mark bez, Nr. 0 und 1: 24,25 bis 2225 
an. — W888 131.70 b feel Minden... N 282 99.5 72 der Privat⸗Induſtrie zu übertragen. Morgen wird die Debatte fort: | Mark. — Roggenmehl pr. 100 Kilo Br. incl. Sag 2 0 und 1: pr. Juni 
Berliner Stadt-Oblig. 4% 102,70 ba Ouxhaven, Risenb.| 8 — 1 |— - geſetzt. * 24.50 Mark nom., pr. ve 23,80—70 bez., pr. Juli-Müguſt 
eee e e , London, 23. Junk. Wie die „Times meldet, hat die zur un 2330 Dart be, 02, Haguf-Beptember 231° an in, a 
76 br tobe k. bez. — co ohn 
R 85% % ge eiten. 8 6 8 190 % tkerſuchung der Ursachen des Fallens des Sülberpreiſes eingeſetzte Com⸗ bez., vr. Jimi 63,8 7 — „ pr. Juni⸗Juli 63,5 Mt. be. be Juli Aug 
Kur- u, Noumärk, 90 b [Kaschau-Oderbergl 8 „ 4 ds miſſion der Regie rung anempfohlen, keinerlei beſtimmte Schritte in — M. dez., per September⸗Octoder 63—63,2—62,8 Mt. ez., Pr. October⸗ 
— 1 Re a 3 ( 10 55 dieſer Angelegenheit zu thun. November 63,3—63,1 Mark bez., per November⸗Dee mder 63,3 Mark Gd. 
&lPreussische. . . a 197,10 B Märk-Posoner...)0 % 14 | 21,58 ba Kopenhagen, 23. Juni. In der heutigen Sitzung des Folkething | Gekündigt — Etr. Kündigungspreis — Mark. — Leindl loco — Ma k. — 
$ )Westiäl. u. Ehein.4 | 98 b. Magdeb.-Halberst| 2 | 6 4 | 90 mB 4 ine etroleum loco 29 M. ab Bahn bez., pr. September October 27,1—2 Mark 
r A Are Magdeb.Leipuig. id 4% 124860 920 gelangte die bereits gemeldete, von der Majorität der Commiſſton be bez, vr April — Mark bez. Gekündiat — Etr. Kündigungspreis — M. 
ee Prim A. lobe Meinz-Ludwigah. 4 6 1 9030 b züglich der Wehrvorlage beantragte, gegen die Regierung gerichtete Spiritus ıco „odne Faß 51,8 —52 M. bez., mit leichten Gebinden — M. 
e pad — ACD.E 1 fi, 41660 , Tagesordnung mit 62 gegen 24 Stimmen zur Annahme. Zehn Mit: bez., ad Speicher — WE. bez., „mit Fa“ — Mark bez., pr. Jun 51,89 
. do. 112 4 125 — da, (glieder des Folkething enthielten ſich der Abſtimmung. Morgen erfolgt 6 AR pr. ee A ba. Mart be, — I 
ur] olor. Loo Oesterr.-Fr. Beh 5 4 ei [der Schluß der Seſſton. 2 I ’ 

36 FL-L 135,60 bz 5 218 6 5 ber 50,8 
—.— 1 8 — — 14 „ 4480 b. Konſtantinopel, 23. Juni. Die Pforte hat zur Verſtärkung der 10 V Wert be ande 600 0 W. { regt 9 Mall 5 
—— N Sechs U Han 25 6% 110380 920 Armeecorps bei Niſch und Novibazar abermals Truppen abgeſandt. 4 Breslau, 24. Juni, 9% Uhr orm. Der Geſchäftsverlehr am beu⸗ 
n Fr 8 r . 1 * 1. Neem dan an 5 5 Bir tigen Martte war von keiner Bedeutung, bei ausreichendem Angebot, Breife 
Nepoleons 16.19 ba|Oest, Din. 169.25 ba do, Lit. B. (4% gar) 4 4 |t | 93,40 bz und die Chriſten un e Muhamedaner zur Einigkeit aufgefordert. ohne Aenderung. 

Umperinis 1600 0 [Buss. Din, 50006 dene neh 1 % — Kiamit Paſcha iſt geſtorben. Weizen 50 555 — per 100, Riloge. Aöleſcher weiber 17,30 
er deer de e eng an Var Saen e 0, . 14, 101.40 b. Konſtantinopel, 23. Juni. Die Regierung iſt bemüht, das Aber Jung bezahlt ark, gelber — 18,30 — 20,10 Mart, feinite Sorte 

. Obi. s 101.90 bz Thüringer Lit, A. 77 3% le 127 ba Staatsſchuldweſen conform dem Stade vom 6. October durch eine alitäten mehr bea 100 16,00 17.10 

Roggen feine Qu hr beachtet, pr. Kilogr. bis 
Sang er. *. We Warsehau-Wien, i — ft 102 @ Convention mit der e en wonach letztere] bis 18.10 Mart, ie Sorte über Nenn bezahlt. 
— r- 5 „Did. > en ‚5 b26 die hierzu angewieſenen Einkünfte direet vereinnahmt. Gerſte 70 gefragt, per Kilogr. 14,10 — 15,10 — 16,10 Mare, 
do. 8883 Die Deputlrtenwahlen in dem bäuerlichen] weiße 16,30—17,10 Mart. 

Sen 1575 2/100 B Elsenbahn- Stamm- Prloritäte-Autlen. Bukareſt, 23. Juni. e Deputlrten 0 en 
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ee % 98,50 ba Berliner Nordbalın a gierung dürfte daher in der neuen Deputlrtenkammen eine bedeutende] Mais jiart angeboten, per 100 Kilogr. 12 bis 13,50 Mark. 
nn agel e ee [Halle-oranGub. |0 10 6 ns Majorität haben. Von den Candidaten der confervativen Partet find Saber d n Der 100 e IB Zee 
annovaer-Alten * 4 „ 1 1 * — 
gr ga 1 5 — Sa en 15 50 455 bu nur ſehr wenige gewählt worden. 8 — N — ne Anden, - 100 Rilegt. gelbe 10,00 bis 11,80 Piat, 
a 101,80 „ Thagdeb.-Halberst, * 3 %% 65 b2 Leuegrappifd, Fel und Börſennachrichten. blaue 10,00 —11,50 Mar 
r [iM 0 On ee 13 Telear- Bureau) 10 100 Kilogramm netto in Dast und Pi, 
r eg 5. Pomm. Centralb. ‚| 0 im. Frankfurt a. M., 23. Juni, Nachm. 2 Uhr. 30 Min. N e einſaat er 80 2 25 30 
42.8% Pirkzibum,11018 10s bg Roche. U. Babs 6% | 6% 18 105 io ba Londoner Wechſel 204 90, Pariſer Wechſel 81, 10, Wiener Wechſel 168, 00, Win — l 2 En 
dA do. do. e 0778 da 5 2% 1% IE | 2060 55 Bobmiſche Weitbahn 153%, Gtifabeib-Babn 128%, Galisier 172%, Fran- Winterrübſen 27 2 Er 2 25 
dert re 54, 3406 %% I Welmar-Gerz. ß 2 ? | 3750 bug 11 5 2244, 1 71%, Nordweſtbahn 109%, S 8%, ‚ RR. er 2 5 25 — 
1. Hur. Crd-Pfdbr ss — — 1 65%. Ruſſ. Bodeneredit 107 Ruſſen 1872 92%. Ruf. An⸗ 1 7,507 7,80 = 
ldd. d. Ost. Bd. Cr. Ge. | 86,60 8 — fleihe — —, Amerikaner de 1885 1 02%, 1860er 5 1014, 1864er ber Beben 760 mehr n pr. 50 Kilogr. art, pr. Sep⸗ 
Br age 4% 4428 8 Bank · Puplors. 100 . den . 1 n M 8 W u 0 8 . 50 Kilogr. 9,80—19 Mark. 

0 bad. 2 ne b 85 3 5 rüſſeler erliner nkverein „ rier D 
Bad Bodo 6 5 AK Isis? 2 |e 54,50 B Wechslerbant 78%, eu egg Bank 91%, ene Ban!] Kleeſamen nominell, her pr. 50 Rilogr. 50 — Prey Mark, 
— sh] — — ee eee 189 6 78%, Hahn'ſche Effectenbant —, Reichsbank 155, Continenta weißer pr. 50 Kilogr, 58-60—82—66 Mart, b * otiz. 

or andels.-Ges. 


92.76 50 do. Schtzw. alte 86%, do. neue 83%, Central⸗Pacific 93%, Türken —, Mehl in er Stimmung, pr. 100 Kilogr. 55 fein alt 32,75 — 33,75 


Brosl. Disc-Bank |4 | 2 62,75 0 Ung. Oſtb.⸗Obl. II. 59%. Deutſche Veeinaban — . Pardub iger Actien —. Mart, neu 30,50—31,50 Mark, Roggen fein 20,00 —29,50 Mark, Hausbaden 


a6, Papierrente en N 52 Matt. 5 9 fe. 27,50 —28,50 Mark, Roggen: Zuttermehl 10 — 11 Mart, Weienkleie 8 bis 
ale Pre , h r. 18 Bradl Wecnsterbl 34 | 4 6205 B Nach Schluß der Börse: Erevil⸗Actien 121%, Framzoſen 223%, Lombarden 9 Mark. 
%%% . Mrihe-Dberbanbeit-Beriät 
E ee 5 0 f er medio reſp. per ultime . 
40. 64er Loose. 260 bB Darmst. Creditbk. 10 6 107 b. 11. 3 18 70) 
7 mbur;|, 23. Juni, Nachmittags. [Schluß⸗Ceurſe.] Hamburger druck verboten. Geſetz vom uni 
4 Ka Yonole 170 0 bz N. Be) * 3 80.90 070 2 f A. Ha; . Fe 414 Kerdüdetben 121%, en weſtbahn —, ** Leipz 15 A. N Neue Rechtsgrundſätze des Reichs ⸗Oberhandels⸗ 


do. Reichebank — — 
do, Hyp.-B. Berlin] 7% | 7% 
Disc.-Cozam.-Anth. 12 


se. Bod.-Ored.-Pfdbr. s 85.69 bad 0 

de. Cent.-Bod.-Cr.-Pfdb.ſ6 | 87 B 

Auss.-Polu. Schatz-Obl. 4 | 53,50 8 

Foln. Pfndbr. III. Em. 44 — 

Poln. Liquid.-Pfandbr. 4 . bid 
2 


Beet are p.1881/6 


Vereinsbank inte 1 


111 b 
ult. 2 140 eas. —. —. Prov Disconto — 710 85 os 


0. 4 
8 Ink. 8 1 
A 


184,99 ba Da 182%, Reute 72%, an 11 folgen 
1155 * L eee ae 5 Fe 70 e II. Emilie 2 Art. 120 = Handelsgeſe 1 . rund deſſen, wenn die Auf; 

75 che 3% W der offenen 1 gefordert werden darf, 
u Ra Anternationafe nt 84%, Mmeritaner de 1865 96%, dener St. . weich in der Perſon eines © ae ge en 125), auf defien Aus. 


ell a . werden kann, 


— —H.-4L—ui — — ——⁊ — : 
Ausländische 267510 40. Produ. HdIe.-B. 10 4 4 
Oest, Sliberrente, . 4% 63,10 bz Braunschw. Bank. 7 6 : 
. 
1 
4 
0 
i 
i 
4 
1 
4 
10,50 bz 101, Rheiniſche Eiſenbahn do. 116%, Bersicch⸗ Marthe u 83, Disconto ſchließung, anſtatt auf die Aufldfun der Ge 


| 
Pe Bro Sam eln 99, Oberheſſen 721, Ungarifce Staatslooſe 145, 00, Thymothee nominell, pr. 50 Kilogr. 36—39—42 


2 
do. 18880 102.20 @ Gwb.Schusteru.] 2 2 4 ſofern dies von allen übrigen Geſellſchaftern beantragt iſt, findet weder d 
% credb, — 4 0 Irecte 
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Verantwortlicher Redacteur: 
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